Wir widmen diese Zeitung dem 
Gen. Jürgen-Peter Boock 


Freiheit und Glück für alle Ge- 
fangenen 


Vorläufig 


Wir haben uns entschlossen, diese vor- 
läüfig letzte Nummer rauszugeben. Vor 
allem, um die Diskussion um das Zei- 
tungskonzept und die anderen dran- 
hängenden Fragen nochmal öffentlich 
zu diskutieren, darzustellen. 

Die Ilerstellung dieser Zeitung ist wie 
die Nummern vorher ein ziemlicher 
Kraftakt, der nicht von reichhaltigen 
Zuschriften gestützt ist und nicht auf 
einer sich aufeinanderbeziehenden 
Diskussion über die brennenden I'ra- 
gen basiert. 

Damit ist auch schon ziemlich umris- 
sen, worum es bei der Konzeption der 
"Unzertrennlich" geht. 

Die Zustimmung zur Zeitung und Un- 
terstützung der Zeitung blieb die ganze 
Zeit auf den Niveau, auf dem die Ab- 
sicht zu ihrer Gründung sich befand: ja 
klar, so'ue Zeitung zu haben, wär ein 
echter Fortschritt. Nur, auf dieser Zu- 
stiinatung allein ist sie nicht machbar 

‚Als Anfang des Jahres über die "radi 
kal" der Aufruf zur Gründung der Zei 
tung kam, beganiı kein breiter Diskus 
Se nrozesum die unzeption. Furein 
unser Organ sein solite zum 
u van 
uagen der lange notigen 


MIUELIFEI Unis 
unsere Strategie, ware 
‚m Anfang breit Rück- 
gewesen. Die Berliner 
der Umsetzung der er 
ner, damit die Diskus- 
‚eführt werden kann. Nur 
echt geführt. Kaum Reuk 


e Nummer wurde schon mit 
her Zeitverzögerung herge- 
Die ersien Reaktionen trafen ein 
parlich und eher aus einer Benutzer- 
haltung als eingreifend und konstruk- 
tiv. Dann war das erste Treilfen unge- 
sügt. Die Teilsahme daran auch spär- 
lich. Enttäuschend. Wir haben uns 
zuerst für die Möglichkeit entschieden, 
daß das Treffen nicht ausreichend ge 
ug bekanntgegeben worden war, daß 
vuhl kaum jemand davon gewußt habe. 
ul diesen Irellen haben wir die ge 
plante Konzeption der Zeitung nochmal 
ausführlich gerade auch in Abgrenzung 
“zur "Großen Freiheit" und zur "Wild- 
cat" formuliert und uns die 3. Nummer 
offengehalten mit der Perspektive, sie 
zum Anti-AKW-Kampf als koordinie- 
rendes Instrument einzusetzen, und 
unter der “orraussetzung, daß bei ei 
nem besser vorbereitetem 2. Tretfen ei- 
ne größere Teilnahme da ist und die 
Zeitung damit dann sowohl kollektiv 
hergestellt werden kann als auch die 
stattfindenden Diskussionen auch dar- 
stellt und aufeinander bezieht 


Es kam anders. Auch beim 2. Trelfen 
war die Teilnahme spärlich. Es zeich- 
nete sich ab, daß die kleinen Orte die 
"Unzertrennlich” begrüßen, sie auch 
unbedingt als Draht zu den Gescheh- 
nissen brauchen und benutzen. Daß sie 
aber nicht gerade in der Lage sind, ihre 
Herstellung zu übernehmen, weil die 
Szene in der Provinz nur klein ist und 
die Ansätze zu überregionaler Zusam- 
menarbeit auch noch erst spontan sind 
und zur ilerstellung einer Zeitung noch 
nicht taugen. 

Für die "Zentren" stellte sich anderer- 
seits klar heraus, daß sie sich über- 
haupt nicht auf die Zeitung bezogen, 
keinerlei Reaktionen kamen, uns nicht 
bekannt wurde, daß die Zeitung über- 
haupt in den Plenen zur Diskussion 
stand. Gerade von dort allerdings kön- 


letzter Akt 


nte einigermaßen realistisch die Iler- 
ausgabe der Zeitung gewährleistet 
werden. Gerade in den größeren Städ 
ten wäre die Zusammenfassung leich- 
ter, ist die politische Debatte konzen- 
trierter, sind die technischen Mittel 
leichter vorhanden. Welche Schlüsse 
sollten wir also ziehen? 


Wir haben uns entschlossen, trotz der 
gegebenen Bedingungen diese Ausgabe 
noch herauszugeben, vor allem, um die 
Konzeption der Zeitung nochmalöffent- 
lich darzustellen, damit zur Diskussion 
zu stellen, und die Bedingungen der 
Realisierung zu erörtern. 


KONZEPTION 


In dem "radikal"-Artikel haben wir ge- 
schrieben: 

"Wenn wir wieder mehr, wenn wir nicht 
nur in einer Nacht, nicht nur auf einer 
Demo im Jahr politische Stärke arlan- 
gen wollen, müssen wir wieder lernen, 
unter uns zu streiten, und die Probie- 
ine, die zwischen uns liegen, zu benen- 
nen. Die politische Aufgabe, die das 


Kietdsıne ns 


tahrene R A fr 
bringen" Naeh wie vor istcie Lage, dal 
die autsnome i.'nke kein überrejsona- 
ies Öryan hat, über das sie ihre-Diffe- 
renzen austrägt,ihre Positionen klärt, 
ihre Vorgehensweise vereinheitlicht. 
Wir wollen ausdrücklich kein Linien- 
blatt, das "Standpunkte" vertritt. Wir 
wollen mit der "Unzertrennlich" den 
Sehritt vollziehen, daß sich die unter- 
schivsllichen Positionen ‚ar Strategie 
des unti-inperialistischen Kampfes in 
Bezug aufeinander formulieren und 
damit klären. Es macht keinen Sinn, 
den verschiedenen Strömungen in 
Korm einer Zeitung noch eine weitere 
hinzuzufügen. In der Frage des Un- 
gangs mit der RAF, den politischen Ge- 
fangenen, des Konzepts der antiimpe- 
rialistischen Guerilla z.B. ist die kon- 
trovers ausgetragene Debatte sehr 
vonnöten. Die Einschätzung der revolu- 
tionären Situation ist völlig unter- 
schiedlich und es herrscht eher eine 
Lageraufspaltung als eine produktive, 
kontroverse Debatte vor. 


In der Frage der Kingriffsmöglichkei- . 


ten in die herrschende Sozial- und Ar- 
beitspolitik ist es dringend erforder- 
lich, die diversen theoretischen und 
praktischen Ansätze gegeneinander zu 
diskutieren. Wie wird die Strategie des 
Staats bei der gegenwärtig vor sich ge- 
henden Umstrukturierung einge- 
schätzt? Welches sind unsere Antwor- 
ten darauf, die über den individuellen 
Lösungsversuch hinausgeht oder auch 
die plakative Ebene der beschworenen 
Massenaufstände verläßt, um zu einer 
Hundlungsfähigkeit zu kommen, die 
ihnen tatsächlich in die Quere kommt? 
Wie wird sich die Linke zur Bunde- 
stagswahl verhalten? Wo wird die Dis- 
kussion um den Bruch mit den Grünen 
forciert? 

Demzufolge sehen wir die hauptsächli- 
che Wichtigkeit im Aufbau dieser Zei- 
tung in ihrer Punktion »!z Medium für 
die produktive Kontroverse unter uns. 
Uns wird dabei entgegengehalten, daß 
diese Zeitung oberflächlich bleiben 
muß, weil sie nur unreflektiert abdruk- 
ken würde, was so vorliegt oder rein 
kommt, daß sie selbst keinen Stand 
punkt hat.und keine Inhalte klären oder 
verbreilenkann. Wir sehen das anders. 
Abgesehen davon, daß wir selbst Teil 
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der politischen Kontroverse sind, ist es 
uns völlig klar, daß die geforderte l.inie 
so überhaupt nicht vorhanden ist. Nach 
den langen Jahren der K-Gruppen- 
Erfahrungen sollten wir die Vorstei- 
lung über Bord werfen,daß es einen 
Fortschritt bedeuten würde, wenn sich 
die kontroversen politischen Vorstel- 
lungen organisatorisch voneinander 
abgrenzen durch zementierte Organi- 
sationen oder Blätter. Sektierertum 
wird uns nicht grade stärken. Zum an- 
deren läßt sich hinter dieser festge- 
schriebenen Abgrenzung auch am be- 
sten verdecken, daß keine Konzepte, 
Linien vorhanden sind, daß im Gegen- 
teil die linie nur gehalten werden 
kann, weil sie sich nicht streiten muß 
im Hinblick auf eine Lösung der Pro- 
bleme. Und sie muß sich nicht streiten 
unter dem Gesichtspunkt kontroverser 
Erfahrungen. 


Wir halten es für einen Standpunkt, 
wenn wir sagen, daß das wichtigste, 


x 
AM 15./ 16.11 FINDET IN DER ASH IN OBERURSEL EIN 
: BUNDES WEITES AUSWERTUNGSTREFFEN ZUR 


was uns fehlt, die Kontroverse ist. Soll- 
tees möglich sein, durch ein Projekt wie 
die "Unzertrennlich” die verschiedenen 
Argumentationsstränge sich aufeinan- 
der beziehend öffentlich zu entfalten, 
dann hätte sie für die Wiederherstel- 
lung der kollektiven Handlungsfähig- 
keit der autonomen Linken hier "ne 
ganze Menge erreicht. > 
Natürlich ist dazu jedoch auch nötig, 
daß sich mit uns gestritten wird. Daß 
eine Debatte, wie wir sie hier bei- 
spielsweise anzetteln, um das Konzept 
einer Zeitung oder um das Konzept der 
Restrukturierung der autonomen L.in- 
ken wie frau es sicher sehr gut auch 
nennen kann, denn um nicht weniger 
handelt es sich auch aufgenommen 
wird, daß öffentliche Antwort stattfin- 
det wenn nicht in dieser Zeitung, dann 
doch in Euren anderen Zeitungen, die 
es örtlich, regional und themenbezogen 
ja massenweise gibt. Wir wollen Eure 
Stellungnahme dazu hören, lesen, se- 
hen. 


UNZERTRENNLICH STATT: 


a 


September 86 


2.50 Mar. 


u 


Wenn weiter an der "Unzertrennlich" 
gearbeitet werden soll, wenn uns für 
den Kampf gegen dieses System, die 
Stärkung unseres Widerstandes und 
die Entfaltung einer Gegenkultur die 
Strukturen spürbar fehlen, dann ist es 
von großer Bedeutung, daß diese vor- 
läufig letzte Nummer der Zeitung Aus 
löser für genau diese Debatte in den 
Städten ist. . 

Wir wollen ungefähr Mitte November 
ein bundesweites Treffen organisieren 
Die genaue Einladung mit Termin und 
Ort wird über unsere schon vorhande- 
nen Strukturen bekannt geben. Aller- 
dings werden wir nur auf’ die Gruppen 
zugehen können, die auf uns zugegan- 


‘ gen sind, d.h. wir verschicken nicht 


mehr für viel Geld Einladungen an l.eu- 
te und Gruppen, ohne vorher mitgek- 
riegt zu haben, daß der Sache Interesse 
entgegen gebracht wird. 

Gespannt und neugierig, aber keines- 
wegs untätig sehen wir auf die Dinge, 
die da kommen. 
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Jetzt haben sie auch gegen uns die Sau n Genau diesen Prozeß wollen wir mitder 
nn  BUNdeSsWeite Beschlagnahmung 3:22: 
ben vor, was ein Bundesrichter zum Be- die Möglichkeit bietet, nicht nur den 
schluß verpackt, so wie jede Schweine- 


BCE E Kern des Widerstandes zu erreichen, 
rei mit den Gesetzen dieses Staates le- sondern auch andere Menschen. 
gitimiert wird. 


Eine Struktur, wie sie die "radikal" 
Um den 20.7.86 wurden mehrere hun- darstellt, ist dann gefährlich, wenn die 
dert Zeitungen der 'radikal' auf dem x Möglichkeit, illegale Nachrichten zu 
Postweg abgefangen, und anschließend , transportieren, in eine Aufbruchstim 
die örtlichen Staatsschutzköter losgep- 4 mung reinfällt, sie also mobilisieren 
fiffen, um landauf landab alle auffind- ? kann. Nicht aus sich selbst heraus, son 
baren Exemplare auszuschnöffeln und 


ä i X dern aus dem was im Widerstand ab 
mitgehen zu lassen. Die Aktion dauere läuft, wir also den Spiegel der Kraft bil 
jetzt noch an, wobei sie nicht nur den öf- 


den, die der Widerstand hat. Iadurch 
fentlichen Verkauf in Läden verhin- } entwickelt sich das Bewußtsein über 
dern wollen, sondern auch in Privat- 


die Gleichzeitigkeit und Vielfalt der 
wohnungen nach Spuren des Handver- Angriffe auf das System, das neue 
kaufs geifern. Re 


Formal geht es um das Übliche: 
Rebmann ermittelt wegen 129a ("Un- 
terstützung der terroristischen Verei- 
nigung RAF, Werbung für die terrori- ; 


runglimpfung des Staates). Bereits ® 
1984 wurd zwei angeblichen Verfassern & 
und Herausgebern der 'radikal' mit 
ähnlichen Formalitäten ein Strick ge- 
dreht und je 30 Monate Knast beschlos- 
sen. Während die seinerzeit empörte } er x ü 
Öffentlichkeit nach Pressefreiheit je: Wir wissen einiges über das einheitli- # 
brüllte (und dann wieder verstummte), #8 che Interesse des Apparates, aber auch, 
entschlossen wir uns, die Ebene des PM daß seine Rädchen nicht immer dassel- 
permanenten Krompromiß und der I8 be wollen. Da wäre das plumpe "Straf- 
Heuchelei zu verlassen und den Zugriff & verfolgungsinteresse" auf der einen 
der Bullen auf Personen und Zeitung £% Seite, das schlicht verbieten, vernich- 
selbst soweit wie möglich zu erschwe- #4 ten und aus dem Verkehr ziehen will, 
ren: Kontaktadresse im Ausland, keine &% was diesem Staat gefährlich sein soll. 
öffentlichen Redaktionssitzungen, ver- $% Auf der anderen Seite die subtile Ver- 
deckter Vertrieb, kein Konto, ete folgung der Schnüffelorgane wie Ver- 

ERST züget aa fassungsschutz und Expertenabteilun- 

8 3. { } gen des BKA, die sich in unsere Köpfe 

hineinzudenken versuchen, und an 
langfristiger Aufstandsbekämpfung 
bzw. vorbeugenden "Techniken experi- 
mentieren. Sie brauchen Informatio- werden, indem wir kritisieren und vo- 
nen, die sie z.B. aus linksradikalen Zei- f \ \ N { neinander lernen. 
tungen erhalten. Das heißt ihr Interes- Ü® | 3 m 

% Ka # se an schneller Vernichtung ist im Ein- 2. 
Als Zeitungs-Kollektiv mit konspirati- Pi Zelfall untergeordnet oder taktisch be- 
ver Struktur wandeln wir seitdem zwi- stirnmt: 
schen Illegalität und öffentlichen 
Strukturen und sind besonders, wo es 
um die breite Verteilung der Zeitung 
geht angreifbar, wie gerade geschehen. 
Schon bei unserer Entscheidung, eine 
linksradikale Zeitung in der BRD nur 
verdeckt machen zu können, gingen wir 
von der grundsächlichen Kriminalisie- 
rung autonomer Inhalte aus, wie sie 
sich immer wieder bestätigt. Die re- 
gelmäßige Beschlagnahme des Mün-# 
chener 'Freiraum' (anhand der Juli-Nr. 
versuchen sie die Zeitung endgöltig zu 
vernichten), Verfahren gegen das Wr 
Stuttgarter 's'blättle‘, die Beschlag- 


Schlag ins Waser und beobachten was 
sich bewegt. 


immer genauer bestimmen, wogegen 
sich revolutionärer Kampf richten muß 
und welche Ansichten und Verhaltens- 
weisen wir bei uns selber verändern 
müssen. Wir lernen unsere Verantwor- 
tung auch für diese Zeitung begreifen, 
weil sie von vielen als Instrument ge- 
nutzt wird, um breite Diskussionen zu 
führen, Infos auszutauschen, und um 
aus der Vielzahl der verschiedenen An- 
sätze und militanten Widerstandsfor- 
men gemeinsame Inhalte zu erkennen 
und zu vermitteln. Damit wir nicht ver- 
einzelt und gespalten, sondern zusam- 
men immer sicherer, mehr und stärker 


“nergienfreisetzen kann. Wir schlugen 
Brücken zwischen der Guerilla, mili 

tanten Widerstand und Menschen, die 
am Anfang der Widerspruchsketten 
stehen. Indem wir jeden Angriff, der 
aus der politischen Identität der einzel- 
nen Leute heraus entstanden ist, gleich 
wichtig finden und uns mit den ver- 
schiedenen Kämpfen solidarisieren, 
bsw sie in einen Zusammenhang stel 

len. Deshalb fanden wir es wichtig, die 
Erklärung der RAF zur Liquidierung 
A von Beckurts über die Zeitung zu ver 
breiten und uns m solidarischen Grü- 
M Ben dazu verhalten. Wenn die Schweine 
nach Straßlach sagen, die RAF wolle 
sich durch die Erwähnung der WAA an 


Nicht nur im Freundeskreis oder der 
Szene, sondern mit allen, die aus ihrer 
Identität heraus das herrschende Sy- 
stem auch noch im Knast ablehnen, und 
es mit ihren Möglichkeiten bekämpfen. 
Woes keine Versöhnung mit der Macht 
gibt, müssen wir uns umso fester zu- 
sammenschließen! 

Mit Ansprüchen an die Zeitung, für ra- 
dikale Bewgung und Aktion, für auto- 
nomes Selbstverständnis und revolu- 
tionäre Ziele, sind wir stückweise vor- 
angekommen. Wir spüren an Reaktio- 
nen und inhaltlicher Beteiligung, daß 
immer mehr Genossinnen die Zeitung 
als das begreifen, was sie sein kann und 
soll, daß Auseinandersetzungen in vie- 
len Regionen in die richtige Richtung 
laufen, weil sie genauer und selbstkri- 
tischer werden und sich an dem orien- 
tieren, was hier abläuft und Realität ist. 


den breiten Widerstand anbiedern, 
heißt das nur: Sie haben einen totalen 
Schiß vor der Entwicklung, daß immer 
mehr Menschen solche Angriffe aus ih- 
rem eigenem Selbstverständniss her- 
aus verstehen Spaltungsversuche nicht 
mehr greifen. 


Es wird nicht der kalkuliert überlegte 
Schlag gewesen sein, aber auch kein 
reiner; Zufall, wenn sie ihre Maschine 
gerade jetzt und gerade gegen diese Nr. 
der Zeitung ankurbeln. Zum Teil hängt 
das von der konkreten Schwachstelle 
ab, die ihnen jetzt ein Erfolgserlebnis 
schon vor der Verteilung bescherte, und 
sie den Rest der Auflage über die bun- 
desweite Beschlagnahme kriegen woll- 
ten. Zum anderen sind ihnen Thema, 
Inhalt und Kontinuität der Zeitung ge- 
fährlich, wenn sie sich zu einem solchen 
Aufwand entschließen. 


Wenn sie jetztdie 132 beschlagnahmen, 
mit dieser Intensität, bundesweitem 
Ausmaß und unter BAW Federführung, 
hat das aus unserem Verständniss zwei 


nahme der 'radiaktiv’ zu AKW-Bewe 
gung und Widerstand nach 'l'scherno- 
byl. Allein die Auseinandersetzung mit 
Militanz und Widerstand zwingt die 
Repression zum Eingreifen, wenn sich 
was daraus entwickelt. In dieser l,ogik 
ist das bloße Erwähnen der Guerilla 
ohne gleichzeitige Distanzierung puli- 
tisch verboten. Mit dem extra hierfür 
geschaffenen 129a wird schon das Be 
wußtsein kriminalisiert, wo menschen 
feindliche und gewinnsüchtige Gewalt 
tagtäglich von den Herrrschenden aus- 
geübt, vertuscht oder offen gedeckt 
wird. 


Gründe: 

Die Entwicklung im Widerstand, die 
sich in der zugespitzten, verschärften 
Auseinandersetzung mit dem Staat 
ausdrückt. 

Die Brücke zwischen Guerilla und Wi- 
derstand, die die neue "radikal" durch 
ihren Inhalt schlägt. 

Wo Kontinuität vorhanden ist, die rela- 
tiv breit entwickelt und getragen wird, 
müssen Staat und Bullen zwangsläufig 
zuschlagen, wenn sich das "Problem" 
nicht von alleine löst. Auch gegen die 
"radikal" haben sie erstmal abgewar- 
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Unterschiedliche Prioritäten verzah- 
nen sich natürlich schon heute, aber um 
jeden Schlag noch besser landen: zu 
können und um Zuständigkeiten noch 
genauer festzulegen, sollen die neuen 
Sicherheitsgesetze her. In unserem Fall 
werden wir deren Auswirkungen u.a. 
dann spüren, wenn sie für eine großan- 
gelegte Beschlagnahmeaktion nicht 
#2 mehrere Wochen, sondern ein paar 
# Tage brauchen. 
=» Warum werden nach Jahren der relati- 
ven Ruhe plötzlich die Hunde losgelas- 
sen? 


De 


Die Entwicklung der Zeitung läuft par- 
allel zu der Entwicklung militantan 
Widerstandes in der Bundesrepublik 
überhaupt in der letzten Zeit. Weil es . 

einen Schub gegeben hat,neue Kräfte m 
sich mobilisiert haben, das Treiben im r 

Schwebezustand 1982 84 aufgebrochen & 
in den Kämpfen zum Hungerstreik, 
Günter Sare, Libyen und schließlich 
Wackersdorf, Brokdorf, und immer 
mehr Leute ihren Widerstand an ein- 
zelnen Punkten in einem Gesamtzu- 
sammenhang begreifen. 
EEE TEA ern 


tet, ob unsere Gruppe nicht zerfällt, ob 
sie besonders in der jetztigen Situation 
etwas bewirkt und sie wägen mit der 
möglichen Solidarisierung gegen die 
Verfolgungab, also der Wichtigkeit, die 
sie der "radikal dadurch geben, die sie 
so noch gar nicht erreicht haben muß 

=! Es ist wie mit jedem Widerstand, der 
— weitergeht und an der Represion zer- 
bricht oder neue Formen, sich zu orga- 
g nisieren, -findet. Insofern ist die Be- 
schlagnahme der Nr. 132 die konkrete 
Verfolgung, die sich von Nummer zu 


Sie strampeln mit Händen und Füßen, & 
weil sie nicht damit fertig werden, dal 
ihnen immer mehr Menschen den offe- 
nen Krieg erklären und glauben sie 
könnten mit solchen Aktionen die wei 
tere Entwicjklung verhindern. 


Wenn wir uns den konfusen Brei unse- 
Fe rer ersten Nr. 128 anschauen, hat sich # 
in der Zwischenzeit vieles entwickelt. Nummer verschärfen wird,in dem Ma- 
al Wir haben gelernt und lernen weiter, Be, wie sie an ihren Methoden arbeiten 
worum es weltweit und speziell in die- werden, uns zu kriegen, bzw. die Ver- 
ser Gesellschaft geht, und wir können breitung der Zeitung zu verhindern. 


 -®$- 


Aber der augenblickliche Erfolg der 
Bullen muß kein langfristiger sein, weil 
wir trotz erklärter und beschlosener Il- 
legalität nicht in der Ecke schmoren, 
wo sie uns hinhaben wollen. Wir schät- 
zen, daß sie nur etwa die Hälfte der Au- 
flage aufgespürt haben, und nachdem 
neu entsteht, wasentwendet wurde, ge- 
rät ihre Anstrengung vielleicht zur 
Selbstverarschung. 


WAS WEITER... 


Aber nur vielleicht, denn auf ihre Ak- 
tion zu antworten, ist nicht unsere Sa- 
che. Sie greifen eine Struktur an, die 
sich nach langer Zeit um die "radikal" 
entwickelt und gefestigt hat. Aufeinen 
Teil der Struktur haben sie keinen Ein- 
griff, und deshalb werden sie niemals 
alle Zeitungen beschlagnahmen kön- 
nen. Es geht um die öffentliche Basis 
der Zeitung, ein paar hundert Hand- 
verkäuferinnen und Buchläden, wo sie 
offen ausliegt und für jedefrau zu be- 
kommen ist; wo Auseinandersetzungen 
also nicht auf einen kleinen Kreis be- 
grenzt bleiben,weil sie viele erreichen. 
Für uns ist diese Struktur eine wesent- 
lich Stärke und genau hier setzen die 
Bullen an. Auch in Zukunft werden sie 
mit ihren Schnüffeleien fortfahren, um 
immer weiter herauszufinden, wo sie 
nach Erscheinen der "radikal" suchen 
müsse. 

Darauf müssen wir uns bei der Vertei- 
lung einstellen. Die Öffentlichkeit bie- 
tet nur einen sehr geringen Schutz, auf 
den sich kein laden und keine Hand- 
verkäuferin verlassen kann, wenn die 
individuelle Kriminalisierung einsetzt 
und es auf persönliches Verhalten an- 
kommt. Deshalb muß die Verteilung, 
ihr Schutz und Neuauflage besser or- 
ganisiert werden. 

Die Beschlagnahme in Buchläden soll 
einschüchtern und so im wesentlichen 
erreichen, daß die Zeitung auf eine po- 
litische Clique oder Szene zurückge- 
worfen wird. Ein großer Teil unserer 
objektiven Möglichkeiten wäre dahin. 
Politische Buchläden haben sich zum 
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Bundesweit beschlagnahmt 


Teil mit ihrer Funktion beschäftigt und 
kriminalisierte Schriften werden 
grundsätzlich gebunkert, bis auf ein 
Exemplar, was offen zum Verkauf aus- 
liegt. In anderen Läden wird egehrtes 
gefunden und alles eingesackt, weil 
sich die Leute garnicht oder nur ober- 
flächlich damit auseinandersetzen, was 
sie da eigentlich verscherbeln. Mit der 
"radikal" ist kein Kommerz zu machen, 
weil der Verkauf die Verantwortung 
beinhaltet, Inhalte zu verbreiten und 
die Struktur mitzutragen. Die Zeitung 
erfüllt letztendlich ihren Zweck erst 
dann, wenn sie die Läden verlassen hat. 
Einen anderen Teil der Struktur stellt 
der Handverkauf dar, zu dem wir sehr 
oft aufgerufen haben. Gemeint war 
nicht das Herumrennen und persönli- 
ches Anbieten der Zeitungen, sondern 
das Checken von Läden und Kneipen in 
allen Regionen, wo sie dann regelmäßig 
ausliegen. Es ging uns um Leute, die 
soetwas selbständig organisieren und 
sich ihrer Gefährdung bewußt sind, 
wenn sie eine dezentrale Verteilung 
aufbauen, 

Wir stellen die Zeitungen zwar zusam- 
men, aber auf dem Weg, bis ihr sie in 
euren Händen haltet, haben wir nur be- 
grenzten Einfluß. Das heißt, es hängt 
von jeder Einzelnen ab, inwiefern die 
Bullen bei dieser und folgenden Aktio- 
nen Erfolg haben. Die Verantwortung 
hierüber können und wollen wir nicht 
alleine tragen. Also überlegt euch, wie 
ihr euch selbst schützen könnt, die Zei- 
tung nicht zu eurer persönlichen 
Adresse bestellt, keine größeren Men- 
gen oder Begleitschreiben von uns in 
euren Schreibtischen aufbewahrt. Und 
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Liebe Branchenfro 


stellt euch darauf ein ‚was ihr macht, 
wenn die Pigs auftauchen und z.B. wis- 
sen wollen, ob ihr den Inhalt der Zei- 
tung kennt, ob ihr sie verkauft und 
wenn, warum. Das Lesen (zu Informa- 
tionszwecken ) scheint noeh gestattet, 
aber nicht. Macht es öffentlich, wenn 
ihr heimgesucht werdet, weil viele auf 
den Eintritt der Bullen nicht vorberei- 
tet sind, der ihnen bevorsteht. Kopiert 
die Zeitung und verteilt sie neu, wenn 
sie eurer Region beschlagnahmt wird. 
Gerade das Kopieren überall ist unsere 
beste Antwort aufsolche Aktionen, weil 
so der kurzfristige Erfolg der Bullen zu 
unserer langfristigen Stärke wird. 


In diesem Sinne wollen wir unsere Stel- 
lungnahme beenden, mit einigen Ge- 
danken zur grundsätzlichen Bedeutung 
linksradikaler Medien hier und überall 
im Imperialismus. Wir führen auch ei- 
nen Kampf für selbstbestimmte Kom- 
munikationsstrukturen, wir wollen un- 
sere Inhalte verbreiten und Diskussio- 
nen führen, die ab einer gewissen Ent- 
wicklung verboten sind und kriminali- 
siert werden. Viele Zeitungen der Lin- 
ken geben dem Druck der Repression 
nach uund ersetzen ihre Funktion 
durch die eigene Schere im Kopf. Ande- 
re widerstreben und werden. immer 
weiter in die Illegalität abgedrängt, bis 
sie sich mit dogmatischen Positionen 
aufeine kleine Szene beziehen. Aus der 
Ilegalität trotzdem breit zu wirken, 
setzt voraus, daß Zeitungen nicht kon- 
sumiert oder nur genutzt, sondern mit- 
bestimmt werden. Ebenso wie es alltäg- 


lich und selbstverständlich sein muß, 
wer ein Flugi in den Händen hält, es 
weiterverteil und kopiert. Manchmal 
handelt es sich dabei um ein paar Minu- 
ten oder Pfennigbeträge, die in keinem 
Verhältniss zum Ziel und der Wirkung 
solchen Verhaltens stehen. 

Die isolierte lintwicklung linker Zei- 
tungen hat ihre Geschichte und ihre Bi- 
gendynamik. Sie ist oft darauf zurück- 
zuführen, daß sich die Repression auch 
heute an einzelnen Redaktionsgruppen 
austobt, während viele, für deren Zu- 
sammenkommen die Zeitungen be- 
stimmt sind, ihre Bedeutung garnicht 
begreife. Und so auch garnicht den An- 
griff gegen sich selbst sehen..... 
KOPIEREN UND WEITERGEBEN!! 
Noch was. Es wurden Zeitungen nach- 
gedruckt und neuverteilt. Nach dem 
wir schon zig - mal pleite gemacht ha- 
ben, sind wir nach der Beschlagnahme 
natürlich besonders geplättet. Ihr kön- 
nt euch vielleicht vorstellen, was es be- 
deutet, für ein paar tausend Zeitungen 
keine Knete mehr zu bekommen, die 
wir für die Produktion der neuen brau- 
chen. Schickt massig Scheine an: 
Erster Umschlag: A.l., Odeongasse 1, 
A-1020 Wien. 

Zweiter Umschlag mit für uns be- 
stimmte Post, der in den ersten wan- 


dert: Z.K. 
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4, Zeitargument, Streß, Produktionsier- z 
| min hin und her, daßdarf nicht das alles 
zudeckende Argument bleiben 
Hier ist Selbstkritik angesagt. Wenn 
wir es einschätzenm daß es von ernor- 
mer politischer Bedeutung ist, einer 
pol. Bestimmung etwas entgegenzuset- 
zen, dann müssen wir auch die Reali- 
sierung auf die Reihe kriegen. Schließ- 
lich sind wir auch mit der Perspektive 
der Entfaltung einer selbstbewußten 
autarken Persönlichkeit angetreten. 


IMS la 
Liebe Branchenfreundinnen!!!! 


| Wir wollen mit Euch, wie ihr es auch 
selbst gegenüber uns ausgesprochen 
habt, einen solidarischen kritischen 
Auseinandersetzungprozeß beginnen, 
Dazu ist unsere Meinung nach der erste 
Punkt gegeben. Wir werden Euch auf 
geeignten Wegen und unserer gemein- 
samen Leserschaft unsere Stellung- 
nahme zur Diskussion übermitteln. 


te, etwas entgegengesetzt werden muß. 
Im Prinzip stellt diese Nr. 3der ‘ Unzer- 
trennlich‘ das beste Gegenargument 
dar. Ich hätte es aber besser gefunden 

Br eine fundierte, inhaltliche, solidarische 

Kritik zu schreiben. 

Daß habe ich nicht mehr auf die Reihe 

bekommen. 
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Dies ist keim Bejammern, sondern soll 
ein Erkennen bedeuten und Zielbe- 
stimmungen. für die weitere Zukunft 
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Eine Zeitungsherstellerin!! 


SANG- und _KLANGVOLL 
DI 
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IMPRESSUM: golidaritäts festival 
v.i.s.d.p. M. Zimmermann PROGRAM: N a 
Kontaktadressen: Ba in Di 72 E 13 
Unzertrennlich a RE ir SD, 9, 
c/o Infoladen wahe 


Kohlfurterstr. 46 
i0oo Berlin 36 
Unzertrennlich 


ausstellungen (brokdorf,antifa,WAA) 
ab 16 Uhr: 
filme (zaunkämpfe, brokdorf, antifa spielfilm) und vieles mehr 


Freitag, den 12.9.86 Samstag, den 13.9.86 
18 Uhr 


do Cafe Korn Li 17 Uhr 
Kornstr.28/30 EN 
3000 Hannover power detergent " Clowns und Helden The Failure Ape, Beck u. Brinkmann Fame 
AK ökologie + Umwelt rostont punkband from hi Musik-Schau-Spie! ee a 2, 
R.A.F.gier The Motives Challenger Crew Second Connection Tarnfarbe 
c/o NFJ-Haus Ami punk sa astreiner punk aus Bexbach funky Rock Punk, z, teil ex Toxoplasma 


Buchtstr. 14/1 
2800 Bremen 1 


pro tag 10,-- DM,bis auf Unkosten alles Spende 


"radikal" auf dem Postweg 
Betr: radikal‘ -Verfolgung 
Noch’n info: An unserem Büchertisch 
tauchte letzten ein recht bürgerlicher 
Typ mit Anti-AKW-Sticker auf und er-, 
zählte, er sei Postbeamter. 

Postintern gäbe es ein Papier, wo es um 
die 'radikal’ geht. Dieses Papier sei bis 
ins letzte Provinzkaff geschickt wor- 
den, läge also in jeder Postbehörde vor. 
Darin ist genau undbis ins letzte Detail 
Verpackung + Beschriftung der 'radi- 
kal‘-Sendung beschrieben. 


Würde so'n Paket auftauchen, sei es 
anzuhalten und sofort das BKA zu be- 
nachrichtigen. Das erklärt das relativ 
koordinierte Vorgehen der Bullen bun- 
desweit. 


Also keine Stichproben, ‘sondern ge- 
plante Zerschlagung und Einschlichte- 
rung. Allen Radikal-Menschen ‘nen 
langen Atem und meine Liebet!!! 


Grad; Be 7 


Auch in dieser Zeitung fehlt et- 
was,nämlich: 

Die Situation in Wackersdorf, im Zua- 
sammenhang mit der Demo in Mün- 
chen und der Blockadeaktion, der Zulie- 
ferbetiebe und direkt am Bau der WAA 
beteiligten Firmen 

Eine Stellungnahme einiger Autono- 
mer zum offenen Brief der Promis (Kel- 
Iy, Schily) 

Die Verhaftungen in Duisburg 
Knastarbeit 

Eine nähere Darstellung von uns über 
die Hintergründe der legalen Struktu- 
ren dieses Blattes, worüber wir unbe- 
dingt auf dem Auswertungstreffen re- 
den müssen 

Städteberichte, um ein "möglichst ob- 
jektives" Bild von der Situation der Au- 
tonomen zu bekommen 

Ein Kommentar zur Beschlagnahme- 
Erklärung der Radikal,den wir nicht 
mehr auf n Zettel gekriegt haben. 

Die Gründe hierfür sind mal wieder die 
gleichen wie beider letzten Ausgabe; zu 
spätes Eintreffen der Artikel (einen 
Tag vorm Drucktermin) PRIMA! beste 
Grüße nach Berlin und ins Wackerland. 
Weitere Gründe sind das Hängenblei- 
ben von Arbeitan nur ein paar wenigen 
Leuten und daß der Anspruch des 
selbstbestimmten Handelns wohl recht 
selten erfüllt wurde,Artikel, Stellung- 
nahmen, Infos hinter denen nicht dau- 
ernd hertelefoniert wurde, kaum einge- 
troffen sind. 

Außerdem fehlt noch die Darstellung 
unserer Wut, die Szene betreffend, die 
in den Ansätzen mal wieder viel zu 
sanft ausgefallen ist. 

Auch weiterhin viel Erfolg für die Be- 
legschaft des Obi-Heimwerkermarktes 


‚in Walldorf!!! 


Eigentumsvorbehalt 


Nach diesem Eigentumsvorbehalt ist 
die Zeitung solange Eigentum des Ab- 
senders, bis der/dem Gefangenen sie 
ausgehändigt worden ist. "Zur-Ilabe- 
Nahme" ist keine persönliche Aushän- 
digung im Sinne des Vorbehalts. 

Wird die Zeitung der/dem Gefangenen 
nicht Persönlich ausgehändigt, so ist 
sie dem Absender mit dem Grund der 
Nichtaushändigung zurückzusenden. 
(Aber zack, die sätzerin) 
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Zwischen Becquerel und 


Kanitalfahrt und Gratwanderung 


Das reslexistierende Gesellschaftssy- 
stem der BRD basiert auf der kapitali- 
stischen Produktionsweise, deren ein- 
zigtreibendes Motiv die Produktion von 
Mehrwert ist. Auf die ausgebeutete 
menschliche Arbeitskraft wird dabei 
ebensowenig Rücksicht genommen, wie 
auf die natürlichen Ressourcen (Roh- 
stoffe, Umwelt). 


In bewegten Zeiten gelingt es jedoch 
den ausgebeuteten Klassen dieses Ge- 
sellschaftssystems, dem Kapital gewis- 
se Zugeständnisse abzutrotzen, seien 
3ie auch nur ökonomischer Natur (l,oh- 
rerhöhungen, Sozialleistungen, ver- 
besserte Arbeitsbedingungen etc.) oder 
ökologischer Natur, die die Verwer- 
tungsbedingungen des Kapitals ver- 
schlechtern. 


Das Kapital reagiert auf diese durch 
Massenkämpfe errungenen Erfolge mit 
allen ihm zur Verfügung stehenden 
Mitteln. Durch Intensivierung der Ar- 
beit, Ausbeutung der 3. Welt, Um- 
schichtung proletarischer Einkommem 
etc. werden die Verwertungsbedingun- 
gen des Kapitals verbessert, und somit 
die allgemeine Profitrate angehoben. 


Ein Lehrbeispiel für die Rücksichtslo- 
sigkeit und Srrategie des Kapitals bie- 
tet das Geschäft mit dem Atom.Zum ei- 
nen wurde der gesellschaftlich produ- 
zierte Reichtum durch den Staat mit 
Hilfe von Subventionen zugunsten des 
Kapitals umverteilt.Zum anderen kon- 
nte das im Atomgeschäft engagierte 
Kapital durch Realisierung kurz- bzw. 
mittelfristiger Profite, ohne auf Gesell- 
schaftliche Folgeschäden Rücksicht zu 
nehmen, bzw. diese auf die Gesellschaft 
abzuwälzen (z.B. Umweltbelastungen, 
Gesundheitsschäden bei der Bevölke- 
rung), seine Verwertungsbedingungen 


Die "Energiekrise" Anfang der 70iger 
wurde vom Kapital dazu benutzt, die 
nötige Akzeptanz für die Atomenergie 
in der Bevölkerung zu schaffen. Die 
durch AKW's produzierte Energie wur- 
de benötigt, um mit llilfe neuer Pro- 
duktionstechnologien Arbeitsplätze 
wegrationalisieren zu können und die 
Arbeit weiter zu intensivieren. Dieser 
Angriff auf gewachsene Arbeitsstruk- 
turen und die Vereinzelung der Arbei- 
terinnen am Arbeitsplatz erleichtert es 
dem Kapital, den Widerstand der Ar- 
beiterinnen zu zerschlagen. 


In Folge des 2. Weltkrieges gelang es 
dem BRD-Kapital erst mit Abschluß 
der Pariser Verträge, mit denen der 
BRD ihre volle staatliche Souveränität 
zuerkannt wurde, ab 1955 ihr "Spiel 
rund ums Atom" in einem offiziellen 
Rahmen auszutragen.Die Anstrengun- 
gen des BRD-Kapitals zwecks Wieder- 
herstellung der internationalen Kon- 
kurrenzfähigkeit (internaationale Ab- 
satzmärkte) und die kommerzielle Er- 
forschung und Nutzung der Kernener- 
gie standen dabei im Vordergrund. Der 
militärische Aspekt mit "Schließung 
des atomaren Brennstoffkreislaufs" se 
rienmäßig Atombomben herstellen zu 
können, wurden mit der gleichen Inten- 
sität verfolgt 


Da die Realisierung dieses Programms 
unerwartet hohe Kosten verursachte , 
baten die "Gentlemen" den Staat. als 
idealen Gesamtkapitalisten zur Kasse. 
Von 1960, mit Verabschiedund des er- 
sten Atomprogramms, bis 1980 betru- 
gen die direkten staatlichen Subven 
tionen ca. 24 Mrd Mark. 


EEE 


Somit wurden den direkt am Atomghe- 
schäft beteiligten Unternehmen erträg- 
liche Profite gesichert und das Risiko 
von Fehlinvestitionen gering gehalten. 
Durch überhöhte Strompreise für die 
privaten Haushalte konnte der ge- 
samtgesellschaftlich gesehen teuer 
produzierte Atomstrom auch noch bil- 
lig der Industrie angeboten werden, so 
daß auch das übrige Kapital davon pro- 
fitieren konnte, da dessen Verwer- 
tungsbedingungen verbessert wurden. 
Außerdem konnte durch den Export von 
AKW's in Länder der "3. Welt" noch die 
ein oder andere müde Mark gemacht 
werden. 


Dieser Staat ist gewalttätig. Wo Kon- 
sumbeteiligung,  Integrationsbemü- 
hungen und totale Kontrolle wirkungs- 
los bleiben, wo sich trotz Vereinzelung 
und Vereinsamung Widerstand regt, 
setzen die Männer der Macht auf das 
staatliche Gewaltmonopol. Von Strauß 
bis Schilly wird das Chaos in grellen 
Farben an die Wand gemalt, wenn das 
staatliche Prügelrecht fallen sollte. 


Alle Gewalt geht vom Staat aus, oder 
wie hießes doch gleich. Er allein ent- 
scheidet, prügelt, sperrt ein und er- 
schießt. Bullenknüppel spalten nicht 
nur Schädel, sondern auch die Bewe- 
gung. An der "Gewaltfrage, die uns 
immer wieder aufgedrängt wird, lassen 
sich die noch integrierbaren Köpfe des 
Widerstandes durch massive Ein- 
schüchterung noch am einfachsten von 
dnen trennen, die 'sich nicht mehr in 
den Schoß der Gesellschaft zurückfüh- 
ren lassen. Dieser Mechanismus funk- 
tioniert, wie schon 1000mal in der Ge- 
schichte (zuletzt bei der Friedensbewe- 
gung) immer wieder blendend. So gut, 
daßes Teile der AL und Grünen für nö- 
tig hielten, sich nach den Bulleneinsät- 
zen von Kleve, Hamburg und Berlin 
vonden Militanten zu distanzieren. 


Auch die derzeitige postkatastrophale 
Neuauflage der Anti-AKW-Bewegung 
ist spaltungsanfällig, da sie über das 
Stadium wackeliger Zweckbündnisse 
bisher nicht hinausgekommen ist. Es 
gibt keine homogene Masse, sondern 
eine Ansammlung von leuten, die sich 
mit unterschiedlichen, sich teilweise 
widersprechenden Interessen und Idea- 
len im Hinterkopf hinter der minimal- 
konsensmäßigen forderung "Weg mit 
dem Atomscheiß” vereinigen. 


Die einen gluuben noch an einen ver- 
nünftigen, lebensbejahenden Kapita- 
lismus und bekämpfen die Auswüchse 
tödlicher ''echnologie aus persönlicher 
Betroffenheit heraus. Diese hat zwar 
nach Tschernobyl viele auf die Straße 
getrieben, erschöpft sich uber allzu 
schnell in Katastrophenschutz und 
Angst- die weicht der Gewohnheit. Das 
G Gewaltmonopol und der Ilerschaft- 
sanspruch des Staates bleiben erstmal 
akzeptiert. Grüne und Al, gehen darin 
sogar soweit, sich im Marsch durch die 
Institutionen die Füße wund zu lat- 
schen, und damit Ansätze revolutionä- 
rer Politik in parlamentarische Kanäle 
zu leiten und dort versanden zu lassen. 
Deshalb gilt jetzt in Bayern:Wahltak- 
tik vor Großdemo. 


Aufder anderen Seite stehen die, für die 
lebensbejahender Kapitalismus ein 
Paradoxon ist, die, wie der Hamburger 
VS-Chef Lochte schon richtig bemerkt 
hat, nicht nur die AKW’'s, sondern auch 
die herrschende Klasse stillegen wol- 
len. Die sich nicht (mehr) regieren las- 


Wiek, 


sen wollen, sondern selbst bestimmen, 
wann und wo sie sich wie gegen was 
wehren und damit unweigerlich den 
staatlich abgesteckten Rahmen der Le- 
galität durchbrechen. 


So laviert die Bewegung zwischen An- 
passung und Radikalisierung, zwischen 
Bequerel und Widerstand. 

Aber trotzdemö Auch Ein-Punkt- 
Bewegungen können radikalisieren 
und auch viele Bl's und grüne Basis- 
gruppen haben in den Köpfen vieler 
Leute was bewegt. Die Übergänge sind 
fließend. Solange wir nicht fähig sind, 
Widersprüche zu ertragen, wird Wak- 
kersdorfein Kinzelfall bleiben. Dort hat 
sich ein erstaunlich starker: und ent- 
schlossener Widerstand auch deshalb 
entwickelt, weil unterschiedliche In- 
halte und Kampfformen erstmal von al- 
len akzeptiert wurden. Am Bauzaun 
wird nicht nur die WAA angegriffen, 
sondern auch unsere eigenen Vorurtei- 
le und damit das System der Vereinze- 
lung und Zersplitterung. 


Doch fÜr gewöhnlich sind wir kaum fä- 


- hig, über die Grenzen unseres Ghettos 


hinauszudenken. In der Gesellschaft 
brodelnde WidersprÜche bleiben uns 
verhnroan un wenn wir sie doch mal 
erkennen, heißt das noch lange nicht, 
daß wir uns auch darauf beziehen. Un- 
ser Widerstand orientiert sich aus- 
schließlich an der totalen Ablehnung 
der alles vernichtenden Kapitalis 
musmaschinerie und seines Hilfsmi- 
chels, des Staates. Daraus resultiertein 
Abgrenzungszwang von allem, was ir- 
gendwie nach Revis riecht. 


Ablehnung ist unerläßlich bei den uns 
umgebenden Schweinereien, Abgren- 
zung ist wichtig, aber auf die Dauer und 
bei Außschließlichkeit tödlich für jede 
Bewegung. Weg mit, Stop von, Raus 
aus...sind punktuelle Ziele, aus denen 
sich kein kontinuierlicher Widerstand 
entwickeln läßt. Kraft zum Kämpfen 
können wir aus unseren Utopien vom 
selbstbestimmten, solidarischen, zärt- 
lichen Zusammenleben nur ziehen, 
wenn wir jetzt schon mal mit deren 
Umsetzung beginnen. 1Ilierarchie, 
Angst und Spaltung sind die subtilsten 
und bewährtesten Mittel, die die Un- 
terdrücker überall und zu jeder Zeit zur 
llerrschaftssicherung eingesetzt ha- 
ben. Indem wir diese patriacharlischen 
Strukturen in unserem eigenem Um- 
feld und überall aufhebn, haben wir 
dem Schweinesystem etwas positives 
entgegen zu setzen. D.h. auch uns nicht 
aufbloße Militanz reduzieren zu lassen, 
sondern unterschiedliche Widerstands- 
formen und Schwerpunkte miteinander 
zu verbinden, uns mit anderen unter- 
drückten Teilen der Bevölkerung zu so- 
lidarisieren, z.b. mit den Asylbewerbe- 
rinnen, und viele mehr. 


Denn was die Herrschenden vor allem 
fürchten, ist nicht die militärische 
Niederlage der Bullen am Bauzaun, 
sondernder Aufbruch aus der Vereinze- 
lung, die Radikalisierung breiter Teile 
der Bevölkerung. Denn weil dann Sozi- 
alabbau und Arbeitslosigkeit nicht län- 
ger hingenommen würden, Rüstungs- 
und Atomanlagen gefährdet wären, 
weil dann die Gewalt vom Volke ausge- 
hen und diese sich den Staat vornehmen 
würden und weil wir dann unser eige- 
nes leben leben würden deshalb gibt es 


jezt Gummi, Gas und GSG 9, und des- 


halb werden Sie morgen auf uns schie- 
Ben. Denn das l,eben ist das eigentlich 
gefährlich für tödliche Technologien 


Weitere A ssichten; heiter 
bis bedeckt, vereinzelt sau- 
rer Regen 


Hinsichtlich der Entwicklung weiterer 
Perspektiven des Widerstandes muß- 
ten wir feststellen, daßes innerhalb un- 
serer Gruppe ohne weiteres nicht mög- 
lich war einen gemeinsamen Stand- 
punkt zu entwickeln, so daß wir uns 
entschlossen haben lediglich einige 
kurze Statements abzugeben. 
Angelika: 


Ich gehe da erstmal von meinem eige- 


A 


realistisch betrachtet: Es geht doch so 
wieso alles kaputt. Auch ohne den 3 
Weltkrieg ist es schon 5 nach 12. Solan- 
ge das Geld die Welt regiert wird die 
Zerstörung mit rasender Geschwindig- 
keit weiterbetrieben. Ich schätze, da’ 
das leben auf der lürde spätestens in 50 
Jahren nicht mehr lebenswert ist.lalls 
es überhaupt noch Leben gibt. 


Ob die Weltrevolution noch eben rasch 
das System kippen wird bevor alles zu 
spät ist? Ich bin nicht religiös. Überall 
aufder Welt regt sich Widerstand, doch 
die Mehrheit der Menschheit krepiert. 
gelangweilt vor sich hin. Warum ich 
mir dann nicht gleich eine Kugel durch 
den Kopf jage oder mich wenigstens so 
zudröhne, daß ich nichts mehr merke? 
Das könnte den Schweinen so passen. 
Ich bin schizophren, denn ich kämpfe 
trotzdem weiter und dabei werde ich 
bleiben, egal was kommt. Ich erwarte 
nichts, das leben ist jetzt. 


Beatrice: 


Jetzt geht es darum weiter zu denken 
und zu handeln, auch über die eigene 
Betroffenheit hinaus. Dazu genügt es 
nicht Kleingruppenaktionen zu ma- 
chen, in die wieder nur Leute einbezo- 
gen sind, die sich eh schon jahrelang 
kennen und gemeinsam Politik ma- 
chen. !)er Widerstand muß breiter wer- 
den, diejenigen mobilisieren, die sich 
noch nicht mit dem System, das aul’Zer 
störung und Ausbeutung basiert, ur- 
rangiert haben. Kine Möglichkeit wäre, 
Beziehungen, die sich zwischen politi- 
schen Gruppen in der Praxis entwickelt 
haben, zu vertiefen und kontinuirlich 
weiterzuführen. Dazu gibt es z. B. den 
Ansatz, Partnerschaften zwischen au- 
tonomen Gruppen und Bi's (und ande- 
ren politisch arbeitenden Gruppen) zu 
gründen, um sich gegenseitig Inhalte 
zu vermitteln, die über ein Klischeebild 
beider "Fraktionen" hinausreichen. 
Das heißt aber nicht, daß Autonome mit 
ihrem Avantgarddenken mal in die 
Provinz reisen, um den "Bürgern" was 
klar zu machen, was sie (die Autono- 
men) selbst schon längst geschnallt ha- 
ben. Das beinhaltet ein Aufeinanderzu- 
gehen und Voneinanderlernen. Viel- 
leicht müßten in diesem usammenhang 
unsere Vorstellungen von Widerstund 
erstmal runtergeschraubt werden, so 
daß wir uns auch an "gewaltfreien" 
Blockaden u.Ä. beteiligen, wenn sich 
aus einem Diskussionszusammenhang 
heraus entwickelt hat, daß eben im 
Moment nichts anderes möglich ist. 
Das bedeutet nicht, daß wir unsere Mi- 
litanz aufgeben, sondern weiterhin 
vielfältige Widerstandsformen beibe- 
halten. Nur würden unsere Inhalte 
dann nicht mehr nur von den bürgerli- 
chen Medien für fette Titelstories ver- 


braten. 
Udo: 


Ich frage mich, wie wir jemals unseren 
Traum vom solidarischen Zusammen- 
leben näher kommen sollen, wenn alle 
das Spielchen betreiben: Ich distanziere 
mich am schnellsten und gründlich- 
sten! Diese Abgrenzungshysterie nützt 
nur den Herrschenden. Gerade wir 
müssen von der Haltung runter: Nur 
das, was ich mache und wie ich es ma- 
che, ist richtig und wenn du das nicht 
einsiehst, bist du mein Feind. Arroganz 
und Elitedenken sind Pestizide für eine 
Verbreiterung des Widerstandes. Ge- 
rade die, die am lautesten "Raus aus 
dem Ghetto” brüllen, wollen sich gar 
nicht mit anderen (Grüne, Ökos, Ge- 
waltfreie, Kirchenmitglieder, Gewerk- 
schaft, Studies) auseinandersetzen. 
Und ich kann Leute nur für voll neh- 
men, die auch tun, was sie sagen. 


Bernd: 


Keine Angst vor eigenen Fehlern. 
Schwarze Fahnen. Kiezräte. Jede hört 
jeder zu. Reden ohne Widersprüche er- 
zeugen Mißtrauen im Publikum. Panda 
bricht aus und flieht nach Osten. Diep- 
gen ersucht um Asyl in Ulan Bator. Ab- 
gelehnt. Weiberräte. Kinderbauernhof 
eröffnet 200. Filiale in Dallas, Texas. 


Schily wird Justizminister in Pjöng- 
jang. 0-Tarif der BVG. ZK der Katholi- 
ken stirbt aus. Radikal aboniert Sieges- 
säule. 'T'OL, liest Emma. TAZ verhaftet 
l,ochte. Kleine Ilexe liest IlerrMann. 
Unzertrennlich liest Primadonna. An- 
tag Vatikan auf Renovierung Peters- 
dom vom Netzwerk abgelehnt. P’apier- 
tiger zieht in Sringer-IHaus. Graswur- 
zelrevolution aboniert radikal. Setzer 
zerstört Computer ?äbfk,dkflkbkIN8- 
606,aber trotzdem: Wiedergeburt von 
Rosa l,uxemburg und Thomas Münzer. 
Bahai eröffnen Tempel in Teheran. 
Arafat wird 2. Bürgermeister von Jeru- 
salem. RAF besiegt US-Imperialismus 
Carlos und Abu Nidal gründen Män- 
nergruppe. Prostitution wird mangels 
Beteiligung abgeschafft. Bundesliga 
führt Vollgummiball ein. Kommando- 
gruppe l,uzifer greift entscheidend und 
vermummt in die letzte Schlacht am 
Ruinenfeld von Wackersdorf ein.. 
„Zensur innerhalb der Linken wird mit 
Verbunnung nach Wladiwostock be- 
straft.. „Keine Macht für niemand. An- 
ti-Imps bieten VIIS-Kurse zum erler- 
nen der Selbstironie an.Autonomie 
schwört Kitelkeit ab. lesbenstich er- 
scheint auch auf englisch und franzö- 
sisch. Die deutsche linke hat. 37584 
verschiedene Meinungen und ist gegen 
ihre eigene Tradition und zur Überra- 
schung politischer Beobachter UN 
ZERTRENNLICH. 


Situation in den belagerten Provinzen 


Aktionismus und 


politische Kontinuität 
im Wendland? 


Dies ist kein Bericht einer Gruppe,son- 
dern von einer Einzelperson und damit 
äußerst subjektiv. Ursache dafür ist 
nicht nur die kurze Terminierung, son- 
dern eben auch der hiesige Zustand, daß 
es keine Gruppe mehr gibt, die einen 
Zusammenhang auf der Grundlage po- 
litischer Übereinstimmung hat. 

Für mich ist es jetzt auch nicht so wich- 
tig, die Abfolge einzelner Aktionen und 
Gegenreaktionen zu beschreiben, da 
vielen, die diese Zeitung lesen, diese eh 
bekannt sein dürften und im übrigen 
gleichen sich die Abläufe hier wie dort. 
Meiner Meinung nach leidet der Wider- 
stand hier nicht so sehr an dem Fehlen 
direkter Aktionen, sondern eher an ih- 
rer eigenen Sprachlosigkeit, ihrer ei- 
genen nicht vorhandenen politischen 
Auseinandersetzungen, ihrem indivi- 
dualistischen Lebensstil, ihren weni- 
gen, um nicht zu sagen nicht vorhande- 
nen Strukturen. Oft werden Aktionen 
nicht unter dem Gesichtspunkt des po- 
litischen Kalkülsentschieden, sonderm 
mehr unter dem Gesichtspunkt ihrer 
praktischen Durchführbarkeit und des 
Feelings. All zu oft scheinen Aktionen 
auch das Alibi zu sein für einen anson- 
sten unpolitischen Alltag. Die politi- 
sche Kleinarbeit sowohl im persönli- 
chen Bereich, wie in dem Herausfinden 
neuer Formen des Zusammenlebens 
und Zusammenarbeitens in Kollekti- 
ven, dem politischen Verhalten an der 
Arbeitsstelle, die politische Stellung- 
nahme zu aktuellen regionalen nicht 
atom-orientierten Problemen ist fast 
nicht mehr vorhanden. Auch scheint es 
ja nicht zufällig zu sein, daß der gröllte 
Teil unserer Aktivitäten zu AKWs 
stattfindet, da frau sich hier eingebun- 
den fühlen kann in ein größeres soziales 
Ganzes und nicht so leicht ausgegrenzt 
werden kann. Vielleicht rührt auch 
hieraus so ein Stück Angst, die neu ye- 
fundene Ileimat nicht durch politische 
Diskussionen, die über die ökologi- 
schen hinausgehen, gefährden zu wol- 
len. Ein underer Aspekt der politischen 
Sprachlosigkeit. scheint auch :der zu 
sein, daß uns der Repressionsapparat 
umso eher belästigt, umso mehr frau 
ihre Aktivitäten in einem gesamige- 
sellschaftlichem Zusammenhang zu 
erklären versucht. Ein weiterer Aspekt 
der politischen Enthaltsamkeit ist wohl 
auch der,daß frau sich ja gerade aus der 
aufreibenden Auseinandersetzung in 
den Städten hier aufs land zurückge- 
zugen hat und der Widerstand gegen die 
atomaren Anlagen ihr die Möglichkeit 
zu eröffnen schien, ihre politische Iden- 
tität bewahren zu können. 

In der Praxis sind das Wachsen der 
Möhren, das Melken der Schafe,das 
llerumwerkeln in Werkstätten und 
Projekten und Höfen,eine neue Liebe, 
die Depressionen einer Beziehung al- 
lemal wichtiger. Wie wenig Substanz 
der Widerstand hat, zeigt sich auch 
nach den verschiedenen Formen des 
Widerstandes: Treck nach Hannover, 
1004-Republik Freies Wendland, Tanz 
auf dem Vulkan, Menschenkette, 
Wendland-Blockade, Sabotage, Tag-X, 
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Aktionstage, Endlagerspektakel. Ein- 
mal nahm die Zahl der Menschen kon- 
tinuierlich ab, zum anderen auch der 
gefühlsmäßige Zusammenhalt. Da eine 
politische Linie fehlt, die das Einord- 
nen der Siege und Niederlagen der ak- 
tuellen Kämpfe ermöglicht, da die poli- 
tischen Ziele fehlen, die über dieaktuel- 
len Ziele hinausgehen, erscheint jede 
aktuelle Niederlage als eine Gesamt- 
niederlage, die dann den großen Kat- 
zenjammer und Frust auslöst. Das er- 
schert es uns, bei den nächsten anste- 
henden Auseinandersetzungen zu 
kämpfen und führt dazu den Wider- 
stand zu einer halbherzigen und ohne 
innere Überzeugung getragene Sache 
verkommen zu lassen. Bis letztendlich 
das Ganze in noch mehr Rückzug und 
Apathie versinkt. 

Dabei sind unsere Vorraussetzungen 
gar nicht so schlecht. Es gibt eine star- 
ke soziale Bewegung, daß ganz be- 
stimmte Bauvorhaben nur unter Poli- 
zeischutz hochgezogen werden können, 
daß Manöver der Armee nur unter Poli- 
zeischutz abgehalten werden können, 
daß ganz bestimmte Transporte nur un- 
ter Polizeischutz ablaufen können,daß 
ein wenn auch nicht immer politisches 
Bewußtsein, sondern ein mehr Wissen 
über die Korruptheit und Verkommen- 
heit der llerrschenden vorhanden ist. 
Wovor wir uns hüten müssen, sind sol- 
che Ansätze des Ilinterfragens von Zu- 
sammenhängen, solche zaghaften An- 
sätze von Widerstand unter markigen 
Parolen von Aufstand und Unregier- 
barkeit zu begraben, die mehr unserem 
Wunschdenken als den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechen. Ich bin 
nicht dagegen, sich und anderen Mut zu 
machen, sich anzufeuern. Ich bin aber 
dagegen, Wunsch und Wirklichkeit 
nicht mehr auseinanderhalten zu kön- 
nen und sich selbst zu belügen. Und an- 
statt mehr Mut und Kraft linttäu- 
schung und Mutlosigkeit zu ernten. Für 
mich steht heute wieder mehr an, neben 
den übrigen Aktivitäten den Versuch 
zu machen, uns über unsere gesell- 
schaftlichen Perspektiven, den politi- 
schen Weg dahin und die hierfür not- 
wendigen Strukturen klar zu werden. 
Obwohl einigen leuten hier im Landk- 
reisähnliches vorschwebt, fällt es doch 
ungeheuer schwer, daraus Konsequen- 
zen für unser persönliches leben zu 
ziehen. Auf der anderen Seite hört frau 
auch aus anderen ländlichen Regionen 
und den Städten ein Geseufze in der 
gleichen Richtung, und von daher sich 
mal wieder die Frage stellt, ob eine 
Faust nicht doch mehr ist wie fünf Fin- 
ger, ob wir uns noch und für wie lange 
den Luxus des nebeneinander Ilerwur- 
steln leisten können - und wollen. 


ne 
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Dies soll ein kurzer und nicht gerade 
tiefschürfender Bericht (wenig Zeit) zu 
2 Diskussionsrunden im Landkreis Lü- 
chow-Dannenberg nach Tschernobyl, 
dem Endlagerspektakel und der gro- 
Ben Brokdorf-Demonstration und zwar 
in einem rel. kleinen Kreis mit Men- 
schen aus dem Widerstand im Landk- 
reis und 1-4 Städten werden. 


Diskussionsstränge waren: 


- Auswertung Endlagerspektakel 

Was liegt an? 

Erhalt von Strukturen 

die geplante Aktion in Hanau 
Vorausgegangen war als erstes die 
Frage nach dem in den letzten Jahren 
üblichen Sommerlager im Wendland 
und die Entscheidung, dann zunächst 
mal ein kleineres T'reffen abzuhalten, 
um gemeinsam zu überlegen, ob statt 
Sommerlager ein Trebeltreffen zur 
Auswertung der gelaufenen Aktionen 
und zur Perspektiv-Diskussion nötig 
und sinnvoll'ist und wie dieses ausse- 
hen kann. y 

Das Ergebnis war: 

Kein Trebel-Treffen, weil die mögliche 
Beteiligung zu mau eingeschätzt wurde 
und die Diskussionen und Überlegun- 
gen, die frau jetzt anstellen sollte, in 
kleineren Kreisen genauer laufen kön- 
nen und sollten. 


Aufgefallen ist uns bei den Diskussio- 
nen zur Brokdorf-Demo, daß es gut ge- 
wesen wäre, die Strukturen und Ver- 
bindungen, die durch die Aktionen im 
Wendland in den letzten Jahren ent- 
standen sind ganz anders zu nutzen. ls 
wurde zum Teil an den selben Ideen 
oder ähnlichen Vorstellungen gearbei- 
tet, ohne daß frau voneinander wußte. 
So spukte ein mögliches dezentrales 
Aktionskonzept in verschiedenen Städ- 
ten in den Köpfen rum, bei einigen in 
dem Bewußtsein und Frust, ziemlich 
alleinedamitdazustehen. Durch jahre- 
lange prakt. Erfahrungen und Diskus- 
sionen wären wir zusammen in der La- 
ge gewesen, richtige Aussagen in der 
Vorbereitung zu den Brokdorf-Aktio- 


nen zu machen, Aktionsanregungen zu . 


geben. 


Die großen öffentlich vorbereiteten Ak- 
tionen im Landkreis hatten 1984 mit 
der Wendlandblockade einen llöhe- 
punkt. Von da an gings regelmäßig 
bergab zum Teil gar nicht einmul 
meßbar an weniger Teilnehmerinnen 

zahlen oder Anzahl der gelaufenen Ak- 
tionen, sondern eher stimmungsmäßig. 
Die Power, die im Zusammenkommen 
und dem Konzentrieren von unter- 
schiedlichen Menschen an der Aktion 
Wendlandblockade zustande yekom 

men war, ist 50 nie wieder dage wesen 

Die Bullen haben sich im Laufe der 
Jahre besser auf die dezentralen Ak 

tionskonzepte eingestellt und durch 
ziemlich massive Präsenz auf’ den un 
terschiedlichen Widerstandsebenen 
Ermittlungsverfahren 1294, ständige 
Personalienleststellungen z.B. bei den 
Bahnspaziergängen, derbes Draufhau- 
en beim Endlagerspektakel Einschüch- 
terung und Demoralisierung bewirkt. 
Die Beteiligung von Menschen aus der 
Region an größeren Aktionen hat stetig 


. -6- 


abgenommen und es ist auch nur in 
wenigen Städten am Punkt Wendland 
Kontinuität und ansatzweise organi- 
siertes llandeln von Vielenentstanden. 


Die Konsequenz 

Es wird aus den Städten in der nächsten 
Zeit keine Vorschläge für öffentliche 
Groöaktionen geben. 

Im Gespräch sind noch Transportbe- 
hinderungen, wobei nicht klar ist, wie 
das Aussehen würde, wenn z.B. im Ok- 
tober Atommülltransporte zum Zwi- 
schenlager in Gorleben laufen; ob sich 
viele Menschen aus den Städten betei 
tigen werden, ob noch ein Blockadering 
ums Zwischenlager hinzukriegen ist 
ete.. Sicher ist noch, daß der Alarm per 
Telefonkette nur dann ausgelöst wird, 
wenn die Chance besteht ‚einen rim 
sport behindern zu können, oder du en 
den Versuch der Behinderung geben 
wird. Evil. Kunzeptänderungen wer- 
den dann aufgrund der praktischen Er- 
fahrung diskutiert werden müssen. 


Es wird also zunächst mal ruhiger wer 
den dort, was große öffentliche Aktiv 
nen angeht. Wir haben zusammen 
überlegt, was jetzt trotzdem wichtig ist 
und später möglicherweise wieder Wir 
kungen uuch auf Aktionen im l,andk- 
reis zeigen kann: 

i: 

Wir werden an best. Punkten, die ülwr 
regional wichtig sind, gezielt diejeni 
gen ansprechen, mit denen wir ge- 
meinsame Lernprozesse gemacht ha 
ben und überlegen, wie und ob wir Sa- 
chen dann zusammen anpacken kön- 
nen,z.B. die gepl. Aktionen in Hanau. 


Wir überlegen, was an Strategiefragen 
oder Aktionsplanungen diskussions- 
reifbzw. würdig ist, um ein Treffen der 
ndtsch. Anti-AKW Inis zu initiieren. 

3. 

Wir werden aufmerksam beobachten, 
was sich im Landkreis tut, von der 
Staatsseite, wie auch im Widerstand, 
um jederzeit entscheiden zu können, wo 
und wann frau aktiv werden sollte. 


Hanau 


Wir haben zusammen überlegt, ob die 
geplante bundesweite Demonstration 
Anfang November in Hanau ein sol- 
cher Pkt. ist, den wir angehen wol- 
len/können 

Ich schreib jetzt nur noch kurz ein paar 
Punkte, die uns zu Hanau durch den 
Kopf gegangen sind, noch unausgego- 
ren und unterschiedlich. 

Wir könnten uns vorstellen, anhand 
des Atomzentrums in Hanau verschie- 
dene Aspekte des BRI)-Kapitulismus 
herauszuarbeiten,das wäre z.B. die Be- 
teiligung des BRD-Kapitals am Ura- 
nabbau in Namibia und die Ausbeu- 
tung der schwarzen Arbeiter durch den 
rassistischen Staat Süd-Afrika oder die 
Umstrukturierung von Arbeit in der 
BRD (Stammbelegschaft, Leih- und 


Saisonarbeiter z.B. bei der Reinigung 
der AKW's) und die Arbeitsbedingun- 
gen der Atomarbeiter, die Bestrebun- 
gen best. Fraktionen hier, den Zugriff 
auf die Atombombe für die BRI) zu er- 
möglichen, der Ausbau von Kontroll- 
und Überwachungseinrichtungen (A- 
tom- und Überwachungsstaat). 

Das Ziel ist z.B. mit den vielen neu ent- 
standenen Inis im Kampf gegen die 
Atomtechnologie eine breite inhaltli- 
che Debatte zu führen, die den inhaltli- 
chen Aussagen der eher reformisti: 
schen Kräfte, wie den Grünen etwas ki- 
genständiges entgegensetzen kann. 
Oder z.B. das Bewußtsein dafür zu 
schaffen, daß es mit der Abschaltung 
der AKW's hier nicht getan ist, son- 
dern daß wir die kapitalistischen 
Strukturen in allen anderen Bereichen 
wiederfinden. Theoriearbeit soll natür- 
lich nicht zum Selbstzweck werden, 
sondern um mit verschiedenen Kruften 
Punkte herauszufinden, wo Protest, 
Widerstand, Angriff möglich und wich 
tig ist, wo Schwüchpunkte des Systems 
sind. Diskussiönen um Strategien im 
Anti-AKW-Kampf könntemn sich in 
den verschiedenen Bereichen entwik 
keln. 

Unklarheitnen waren: 

Sind die Fragen nach einer Wider 
standspraxis gerade nach dem Erleben 
mit Brokdorf nicht ganz zentral und 
läßt sich das verbinden?! 

Wir wissen noch nicht, ob wir zur De 
mo in Ilanau mwbilisieren werden oder 
ob andere pruktische Ansätze entwik 
kelt werden; kann das so rum gehen, dd 
noch nicht klar ist, worauf wir pruk 
tisch hinaus wollen ? 

Werden die Grünen das Bild in Hanau 
prägen können und beißt sich das nicht 
mit unseren inhaltlichen Vorstellun 
gen? 

Wir wollen versuchen von Ilamburg 
aus unter Kinbeziehung möglichst vie 
ler Inis und zusammen mit Menschen 
aus dem Wendland zu den vorher je 
nannten Bereichen zu arbeiten und 
wenn möglich Veranstaltungen in 
Hamburg und im Wendland auf die 
Beine zu stellen und hoffen auf rei 
Beteiligung. 


Abschließend bleibt zu wünschen, daß 
mehrere leute aus mehr Städten nach 


.. mal genauer für sich bestimmeıin, wie 


sie die letzten Wendland-Erfahrungen 
verarbeitet haben und wie sie sich die 
weitere Entwicklung vorstellen. Wir 
sind gegen ein wortloses Zerbröseln 
von Strukturen und Kontinuität. Dazu 
war das, was wir im Wendland erlebt 
und gelernt haben zu wichtig. Also bil 


te,mehr Geduld, Ausdauer, Sorgfaltun 
dPower !! 


Ein Mensch aus Hill 


Widerstand). 


(Wendland 


Auf einem südhessischen Treffen von 
Gruppen und Einzelpersonen aus Dar- 
mstadt, Offenbach, Hanau, Frankfurt, 
Wiesbaden und dem Odenwaldkreis 
wurde der Start der Kampagne auf den 
1.11.86 festgelegt. 


Enttäuschend war der bisherige Ein- 
druck von großen Teilen der undogma- 
tischen Anti-AKW-Bewegung. Da muß 
es wohl erst eine Art "Autoritätsfi- 
xiertheit" geben. So daß sich einfach 
nicht mit. der Idee des Widerstandssam- 
stags auseinandergesetzt wird, kommt 
sie nicht von einer bekannten Person, 
Gruppe oder Zeitung? Stattdessen 
wohlwollendes Beobachterverhalten. 
Auch deshalb noch einmal ein Treffen 
am 12.9. in Darmstadt. In der Hoff- 
nung, daß sich diese Idee "buschfeu- 
erartig" ausbreitet, werden wir in Iles- 
sen im November anfangen. 


«Machen wir, daß Tschernobyl etwas 


und die drauffolge 


1. Widerstandstag gegen die Atomenergie: 1. 11. 86 


DIE ENTSTEHUNG DES WIDER- 
STANDSSAMSTAGES: 

Die Idee wurde aufder Anti-AKW-Kon- 
ferenz Ende Juni in Frankfurt entwik- 
kelt. Der erste Samstag im Monat ( ver- 
kaufsoffen dazu ) soll ein Teil der Akti- 
vitäten zur Stillegung der Nuklearin- 
dustrie sein. Eine Konsequenz aus jah- 
relanger Unzufriedenheit über die zu 
starke Konzentrierung auf Großdemos 
gS- 
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löcher. Dezentralität und dennoch ge- 
ballte, politisch gemeinsame Aus- 
drucksweise der Bewegung so jeden- 
falls unsere Vorstellung! Weitere Vor- 
züge: Keine großen Aufmärsche des Po- 
lizeiapparats. Durch unser Wirken vor 
Ort gäbe es an so einem Tag vielmehr 
die Möglichkeit, Menschen zu infor- 
mieren oder gar zu mobilisieren. Leute, 
Gruppen in Stadt und Land setzen sich 
zusammen, um ihren Samstag zu ge- 
stalten. Die viel beklagte Distanz zwi- 
schen "alter" und "Neuer" Anti-AKW- 
Bewerung könnte schwinden usw.... 


verändert ...!» 
Aufruf für eine offensive Kampagne gegen die 
Kraftwerkunion (KWU) ab Herbst 1986!!! 


Aufruf für eine offensive 


Kampagne gegen die 
Kraftwerkunion (KWU) ab 
Herbst 1986 !!!! 


Ein halbes Jahr nach der Reaktorkata- 
strophe scheint es, als würden die Her- 
rschenden die Lage wieder in den Griff 
bekommen. Geduldig blasen sie Nebel- 
schwaden über, Tschernobyl und damit 
ja niemand merkt, daß sie grundsätz- 
lich an ihrer Atompolitik nichts verän- 
dern, haben sie zur Ablenkung eine 
neue "Katastrophe" erfunden: die sog. 
"Asylantenflut". 
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Wir meinen, daß nach all der positiven 
Mobilisierungdurch Tschernobyl schon 
etwas mehr und weitergehendes pas- 
sieren sollte, bevor der letzte Rest von 
Wut und Entschlossenheit, die anfäng- 
lich nach Tschernobyl die Straßen der 
Städte und die Wälder und Wiesen an 
Bauplätzen füllten, von den Nebel- 
schwaden verschluckt werden. 


Während der Sommerpause haben wir, 
Aktive aus verschiedenen Anti-AKW- 
Gruppen, uns überlegt, wie wir die Sa- 
che selbst praktisch in die Hand neh- 
men können. Dabei entstand die Idee, 
Ende Septerhber/Anfang Oktober eine 
Art "Berlin-Konferenz" zu veranstal- 
ten, zu der alle Anti-AKW-Bewegte 
eingeladen werden. Unser Vorschlag 
dafür ist, die KWU hier in Berlin zum 
Kristallisationspunkt einer offensiven 
Kampagne zu machen, die ab Herbst 
1986 beginnen soll, 


Ein gemeinsames Ziel soll dabei sein, 
durchzusetzen, daß die KWU keine 
weiteren Atomanlagen baut. : 

Damit verbinden wir eine Vielzahl von 
Anknöpfungspunkten und Fragen; da 
uns der Redaktionsschluß der 'UN- 
ZERTRENNLICH" überholt hat, kön- 
nen wir sie euch hier nur kurz darstel- 
ken. Eine ausführliche Einladung und 
Hintergrundinformation zur KWU fol- 
gen. 


Unsere Perspektive in West-Berlin 
kann nicht.darin liegen, uns hauptsäch- 
lich auf Wochenenddemonstrationen 
an den AKW-Standorten zu fixieren. 
Wir haben weder die Zeit, Kraft noch 
die realen Möglichkeiten (nach dem fe- 
stungsmäßigen Ausbau dieser Anla- 
gen) mehr als nur die symbolische Un- 
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Kritik" finden wir es notwendig, eine 
eigenständige west-berliner Anti- 
AKW-Praxis zu entwickeln, die nicht 
bei der Tschernobyl-Betroffenheit ste- 
hen bleibt. 


Die Produktion von Atomteilen im 
Moabiter KWU-Werk ist Teil unseres 
Alltags hier vor unserer eigenen "Tür, 
und wir werden uns damit auch "alltäg- 
lich" auseinandersetzen müssen, wenn 
wir den sofortigen Ausstieg bald errei- 
chen wollen. 


Die KWU ist weltweit der drittgrößte 
AKW-Produzent. Es gibt kaum ein in- 
ländisches AKW, daß nicht von ihr ge- 
baut wurde. Zur Zeit ist sie u.a. mit drei 
inländischen und vier ausländischen 
AKW's beschäftigt, projektiert große 
Teile der WAA in Wackersdurf und 
richtet sich verstärkt auf den Service- 
bereich aus. 
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KONZEPTE: 

Konsens auf dem südhessischen Tref- 
fen, trotz persönlich unterschiedlicher 
Auffassung ( vom Pazifismus bis zur 
Militanz ) ist die Nichtfestlegung der 
tionsformen. Es wird keine Nistan- 


EN 


zur Handsäge sei vieles möglich, hieß 
es. Jede Gruppe oder Ortszusammen- 
hang ist selbst verantwortlich und han- 
delt aus seiner Diskussion heraus. Na- 
türlich wollen wir die Diskussion über 
Widerstandsformen oder über Kritik. 
Dies aber als Erfahrungsaustausch und 
Kommunikation in einer gemeinsa- 
mem Kampagne, wo sich keine zur 
Sprecherin aufschwingen darf. Durch 
Sammlung von Aktionsberichten und 
die Verteilung dieser an die beteiligten 
Gruppen soll ein Austausch und Zu 
sammenwachsen der Bewegung ermög- 
licht werden. Eine Idee wäre, feste Treff- 
und Zeitpunkte in den Orten für die 
Samstage zu haben. Dort erstmal In- 
formationen und Gesprächsmöglich- 
keiten. Von da aus Start der Aktionen, 
Demos etc... Falls diese Tage erstmal 
größer in Gang kämen wären auch ge- 
meinsame Kampagnen/Mottos denk- 
bar, z.B. Tag der Atomfirmen usw.... 


Was welleh wir mit der Kam- 
pagte erreichen? Warum die 
KWU als Kristallisationspunkt 
hierin Berlin? 


Die KWU kann zum Schaufen- 
ster fürden Ausstieg werden: 

1) Ökanomisch 

kann sich daram zeigen, wieweit.es sich 
jetzt noch für sie lohnt, weiterhin Ato- 
manlagen zu bauen, bzw. weiter darun 
zu forschen und zu planen wie weit ist 
dies Tätigkeitsfeld überhaupt noch 
wirtschaftlich! (THESE: wenn hier kei- 
ne AKW's mehr laufen, werden auch 
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2) Die politische Ebene: 

es liegen verschiedene Szenarien über 
den Ausstieg aufdem Tisch; quer durch 
alle Parteien, und alle tun so, als wür- 
den sie für den "Ausstieg" oder "höhere 
Sicherheit" arbeiten. 

Ziel und Zweck davon ist die Befriedung 
des Basiswiderstandes, der nach 
Tschernobyl groß gewesen ist. 


Wenn wir es schaffen können, daß ge- 
nau diese Parteien und Organisationen 
(von SPD bis Grüne, von Al, bis Ge- 
werkschaften, und viele mehr) zum 
KWU-Konflikt konkret Stellung bezie- 
hen zu müssen, wird klar werden, wie- 
viel davon "Geschwafel” und wieviele 
es "ernst" meinen. Dies birgt für uns die 
Chance, daß wieder mehr Menschen 
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WEITERE DISKUSSIONSPUNKTE: 

die Existenz von bestehenden Struktu- 
ren, Voraussetzungen für die Idee oder 
können diese auch dadurch entstehen? 
Finanzierung, Organisierung der An- 
laufstelle, zusammenstellen und ver- 
teilen der Infos über gelaufene Wider- 
standstage dies allen zugänglich ma- 
chen, wird ein Haufen Arbeit. Zumal 
wir nicht aus diesen Gründen von ir- 
gendeinem "Verein" abhängig sein wol- 
len. Zentrale oder regionale Büros da- 


sten Samstage, also Monate wer- 
den ziemlich entscheidend um die Ver- 
breiterung und Durchsetzung dieser 
Idee gehen. Ob eine Durchführung 
überhaupt sinnvoll und machbar ist. 
Gerade um diese Diskussion zu Führen 
bedarf es einer besseren Organisie- 
rung, die esnach der Meinung von Vie- 
len ja sowieso geben muß, um in der 
BRD etwas zu verändern. 

In keinem Fall soll der 1.11. als Konku- 
renz zur Hanau-Demo am 8.11. gesehen 
werden. Genausowenig sollen die Wi- 
derstandssamstage für Aktionen in 
Brokdorf, Wackersdorf oder sonstwo 
Ersatz sein. im Gegenteil, wir denken 
es uns als eine längst fällige Ergänzung 
der Widerstandspalette. Am 1.11. wird 
die Mobilisierung für Hanau ein Be- 
standteil sein! 


sich aktiv an konkreten und prakti- 
schen Aktionen für den sofortigen Aus- 
stieg beteiligen, und dies nicht Beruf- 
spolitikerinnen im "IO-Jahres Plan 
Ausstiegs Rythmus" zu überlassen. 


3) Konkreter Widerstand: 

wieweit sind wir gegenüber der Atom- 
konzernmacht der KWU in der Lage, 
die verschiedenen Gruppen der Bewe- 
gung aufeinen diesen Punkt zu konzen- 
trieren, um realen Druck auf die KWU 
auszuüben (Öffentlichkeitskampagne, 
Plakate, Radio, Veranstaltungen, 
mehrtägige Blockade, Störung des Zu- 
lieferverkehrs, gemeinsame Aktionen 
mit Initiativen von "KWU-Standerten" 
-.. Oberpfälzerinnen machen Herbst- 
Putz in Moabit ‚u.v.m.) 
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Wir brauchen die Macht der Konzerne 
und ihre Ausbeutung der Pritten Welt 
nicht abstrakt zu diskutieren, sondern 
können diese anhand der KWU in vie- 
ler Hinsicht konkret betrachten, z.b. an 
ihrem Atomgeschäft mit Brasilien: 
Obwohl der Energiebedarf dieses Lan- 
des bei weitem durch Wasserkraftre- 
serven gedeckt ist, baut die KWU schon 
seit Jahren an zwei AKW’s, mal ganz, 
abgesehen von der militärischen Be- 
deutung dieser. Diese beiden AKW’s 
kosten dem mit über 100 Mrd. Dollar 
am stärksten verschuldetem Land (au- 
Ber den USA) bereits heute 5 Mrd. Dol- 
lar. Finaziert wurden diese durch ein 
Bankenkonsortium, u.a. durch die 
DRESDENER und die DEUTSCHE 
BANK; abgesichert durch die Hermes- 
Bürgschaft der Bundesregierung. Da- 
durch hat sich die Verschuldungslage 
erheblich verschärft, was auf dem Rük- 
ken der verarmten Bevölkerung ausge- 
tragen wird. Eine Bedingung des IWF 
für die nötige Umschuldung war 1983 
ein Lohnerhöhungsstop und andere so- 
ziale Kürzungen. 
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Eure begeisterten, kritischen oder fra- 
genden Briefe zu unserem Vorschlag 
erwarten wir hiermit. Ansonsten am 
12.9. in Darmstadt. Wenn ihr schreibt, 
denkt an Briefmarkenspenden, solange 
wir noch kein Konto haben. 
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KONTAKT: 

Infoladen/Bl Hospitalstr. 14h 6050 Of- 
fenbach 

Ini für die Abschaltung aller Atoman- 
lagen c/o Bessunger Knabenschule 
Ludwigshöherstr. 42 6100 Darmstadt 


Keines der begonnenen AKWs ist bis 
heute fertiggestellt, die Gelder für die 
"Ruinen" fließen jedoch in die Kassen 
des KWU/SiemensKonzerns. 

Frau könnte sich vorstellen, daß ein 
Teil ihrer Aktionärinnen das Geld wie- 
der bei der Deutschen Bank hinterlegt, 
womit.der Kreislauf geschlossen wäre. 
Die Deutsche Bank hält 17 % des Depot- 
Stimmrechts bei Siemens und stelltden 


stellv. Vorsitzenden im Aufsichtsrat. 
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Zusätzlich halten wir es für 
wichtig, folgende Fragen aufzu- 
greifen: 

Wenn wir ernsthaft durchsetzen wol- 
len, daß die Atomproduktion gestoppt 
wird, was soll an dessen Stelle treten? 
Soll die KWU unter geschickter Profit- 
Maximierung nur noch Windmühlen 
bauen? Ist eine Zusammenarbeit mit 
den Arbeiterinnen bei KWU möglich, 
wenn wir das Werk in seiner jetzigen 
Form am liebsten stillgelegt sähen, 
weil wir uns eine sinnvolle Produktion 
unter Federführung des KWU-Vor- 
standes nicht vorstellen können auch 
wenn konventionelle Turbo-Sätze nach 
Südafrika geliefert werden (wie ge- 
schehen), ist dies eine Sauerei!! 


Wir verstehen unseren Beitrag als er- 
sten Aufruf und Anstoß aufdem langen 
und beschwerlichen Weg (seufzz), hin 
zu einer breiten Kampagne gegen die 
KWU. Vieles ist hier noch zu ungenau 
und unvollständig, aber das ist auch 
kein Wunder angesichts der rahmen 


sprengenden Verpflechtungen der 
KWU. 
Kontaktadresse: 


Ökodorf, Kurfürstenstr. 14, 1 
Berlin 30 


In einem nach Tschernobyl in West- 
Berlin verteilten flugblatt war zu lesen: 
"Im internationalen Kräfteverhältniss ABER ES GIBT Auca Noch WAS ANDERES 
ist eine militärisch verteidigungsfähi- IMLEBEN.EINGUTER PERDTINDER MUSS 
ge Sowjetunion eine entscheidende ER ER ENEREN 


LIEBE KINDER ‚DIE. PP MUSIK UND DIE LA- 


pe ICH WERDE VoREUCH EINEN AN- 
GERFEUER DASISTALLES GUT UNDSCHÖN, ] 


GRIFF AUF EURE HIER ANWIESEN 
DE KLEINE KAMARADIN SIMULIE- 
REN.IHR Jungs RSEWw MÄNNER , 
ALSO VERTEIDIGT IURSIE „IHR 


EIEN PREIS 
DR RAUSHOLEN .GENT Ruh DRAUF" 
LOS. SCHONT MICH NICHT, €5 IST NUR 
EINE ÜBUNG. GUT, SEID IMR SOweiT!. 


ZUM BEISPIEL MUSSER IN DER LAGE 
SEIN SEINEN NÄCHSTEN Zu WLJE 
ZU EILEN.PESURLB MACHEN WIR 


Komponente auf der Seite der Befrei- 
ungsbewegungen und befreiten Län- 
dern. Deshalb können wir nicht gegen 
die militärische Nutzung der Pluto- 
niumproduktion in der Sowjetunion 
sein." Weiter vorn wird aus dem "Zu- 
sammenhang mit der allgemeinen mili- 
tärischen/wirtschaftlichen Politik des 
kapitalistischen Systems" gesagt, "die 
Forderung Schließung aller AKWs in 
Ost und West finden wir falsch, ist 
Sprache des Kalten Krieges. Sie sperrt 
die historischen Gründe für die Nut- 
zung von AKWs in der Sowjetunion aus 
und setzt sie gleich mit den kapitalisti- 
schen Staaten." 

Nun, diese Einschätzung ist längst 
nicht nur unter verschiedenen Antiimp- 
Gruppen verbreitet, sie berührt we- 
sentliche Punkte der Antikriegspolitik 
. und Anti-AKW-Politk der Autonomen. 
Wir wollen uns wegen der gebotenen 
Kürze thesenhaft mit zwei Aspekten 
des sowjetischen Atomprogramms aus- 
einandersetzen und bewerten, ob es ei- 
nen notwendigen Beitrag zur "Vertei- 
digungsfähigkeit" darstellt. Inwieweit 
überhaupt Plutoniumproduktion für 
den Kampf um Befreiung im interna- 
tionalen Kräfteverhältniss notwendig 
ist, kann aus Platzgründen in diesem 
Artikel auch nur angerissen werden. 

1. Die militärischen Gesicht- 
spunkte der Nutzung der Kern- 
spaltung: 

Zweifelsöohne war die Sowjetunion nach 
dem Abwurfder Atombombe auf 


Hiroshima und Nagasaki durch die 
USA und dem linde der Stalin-Koose- 
veltKoalition gegen Hitler gezwungen, 
auch die Bombe 2u bauen. Die USA hat- 
ten durch ihre militärische/ökonomi- 
sche Weltmachtstellung das interna- 
tionale Kräfteverhältniss vor allem in 
Westeuropa und Südostasien entschei- 
dend zu ihren Gunsten verändert. Prä- 
sident Truman wollte den "kommuni- 
stischen Einfluß" in Östeuropa mit Hil- 
fe der Bombe zerstören, was die USA 
auch im Koreakrieg erprobten. 

Ende der 50er Jahre gingen die Mili- 
tärstrategen beider Supermächte da- 


von aus, daß ein Atomkrieg gewinnbar 
ist, Auch die Sowjetunion hielt nicht 
viel von der atomaren "balance uf’ po 
wer", der Abschreckungsdoktrin, und 
strebte eine nukleare Gefechtsüberle 
genheit an, Generaloberst Rybkin äu 
Berte sich dazu 1960 wie folgt: "Wer 
behauptet, ein Sieg im Kernwallenk 
rieg sei überhaupt nicht möglich, hätte 
nicht nur auf’ Lheoretischer Ebene un 
recht, sondern wäre auch politisch ge 
fährlich... Die Möglichkeit eines Sieges 
a priori zurückzuweisen,ist eine 
schändliche Sache, weil es zu morali- 
scher Abrüstung führt, den Glauben an 
den Sieg nimmt." Erst die Kubarake 
tenkrise ein Jahr später machte den 
sowjetischen Militärstrategen klar, daß 
die USA bereit waren, auf den roten 
Knopf zu drücken und ihre nukleare 
Überlegenheit bei den Interkontinen 
talraketen in der Praxis zu beweisen. 

Die Geschichte der militärischen Rü 
stung von 1960 bis heute ist gekenn- 
zeichnet durch ein stetes Nachhinken 
der Sowjetunion, besonders auf waflen- 
technologischen Gebiet, hinter der Au- 
früstung der USA/NATO. Aber die ge- 


schichtlichen Tatsachen werden auf 


den Kopf gestellt, wenn die Antiimps 
behaupten, die Sowjetunion befindet 
sich seit 1917 gegenüber den imperiali 
stischen Mächten in einem steligen 


HEUTE EINE KLEINE ÜBUNG . 


WERDET ZEIGEN ‚WAS ER INDIE" 
SEM FALLTUN KÖNNT. 


Eine «Havarie» nach der anderen 


Abwehrkampf‘ Insbesondere Stalin hut 
in seiner Auseinandersetzung mit ei 
nem seiner Ilauptwidersacher nach 
Lenins Tod, Trotzki, nicht nur die T'he- 
orie des "Sozialismus in einem land" 
verfochten, sondern diese auch auf Ko- 
sten des Verrats von revolutionären 
Bewegungen in anderen Ländern in die 
Praxis(l.) umgesetzt. 

Zu erinnern ist u.a.an die oftmaligen 
Aufforderungen des großen Vorsitzen- 
den an die chinesische KP ( selbst noch 
nach 1945 ), doch mit der bürgerlichen 
Koumintang zusammenzuarbeiten; an 
die stalinistische Volksfrontpolitik in 
Frankreich und Spanien 1936-38; an 
den Verkauf Polens an llitler; an der 
Verkauf des revolutionären Griechen- 
land 1944 an Churchill; an den massi- 
ven Druck auf Tito, doch dem Drängen 
Einglands nachzugeben und wieder eine 
Monarchie in Jugoslawien auch nach 
der Befreiung vom Faschismus einzu- 
führen; und last not least erkannte Sta- 


lin als einer der ersten den Staat Israel 
an. 


Gerade unter Stalin ging die Sowjetu- 
niom entgegen den Warnungen Lenins 
wieder zur alten zaristischen Groß- 
machtpolitik über. Und die Politik un- 
ter Chrustschov und Breschnev diente 
ebenfalls vorwiegend der Absicherung 
der durch den zweiten Weltkrieg er- 
reichten Blockaufteilung. Die Unter- 
drückung der Arbeiterrevolten in Un- 
garn und der Einmarsch in die CSSR 
1968 fallen genau in diesen Rahmen. 
Seit Stalin duldet die KPdSU keine 
Abweichung von der politischen und 
ideologischen Vormachtstellung im 
"Weltkommunismus", deshalb auch 
der jahrzehntelange "kalte Krieg" mit 
Mao. Wer da jetzt sagt, daß ist ja alles 
anti kommunistisch, der setzt den Sta- 
linismus mit den Zielen des von Lenin / 
Marx formulierten kommunistischen 
Internationalismus gleich was einer 
Beleidigung der beiden Begründer des 
Kommunismus gleichkommt. 


Mit der Zündung der ersten sowjeti- 
schen Atombombe 1949 gibt es faktisch 
die atomare Abschreckung. Atomkrieg 
bedeutet seitdem die gegenseitige Ver- 
nichtung. Binnen eines Jahrzehnts hat- 
ten beide Supermächte ein solches 
Atomwaffenarsenal angehäuft, daß ei- 
ne mehrfache Auslöschung der 
Menschheit im Kriegsfall garantiert 
war. Durch die NATO Nachrüstung 
Ende der 70er Jahre und dem Amtsan- 
tritt Reagans wurde wieder eine seit 20 
Jahren zu den Akten gelegte Militär- 
doktrin von den US Kriegsplanern an- 
gepriesen: "victory is possible". Mit 
Hilfe neuer Mittelstreckenraketen, 


Atomsprengköpfen, die sogenannte 
Punktziele treffen, meinen die NATO 
Generäle einen Atomkrieg "führbar" zu 
machen. Durch Reagan und Weinber- 
ger wird darüber hinaus auch aus poli- 
tischen Gründen eine neue Rüstungs- 
spirale erklommen: Mittels eines gi- 
gantischen technologischen und finan- 
ziellen Vorsprungs gerade auf dem Ge- 
biet der Computertechnik die Sowjetu- 
nion "totzurüsten". Also soweit die Rü- 
stungsschraube anzuziehen, bis es in 
der Sowjetunion zu schweren Unruhen 
gegen die kommunistische Parteifüh- 
rung kommt. 


Mit der sich schnell fortsetzenden 
Computerisierung des Atomikrieges 
steigt jedoch auch die Gefahr des Auslö- 
sens eines atomaren Schlagabtauschs 
durch ein Versagen oder Fehler in den 
Rechnerprogrammen der Militärcom- 
puter und zwar aufbeiden Seiten. Trotz 
dieses Wahnwitzes scheinen die Mili- 
tärstrategen im Kreml genau den sel- 
ben Weg gehen zu müssen wie ilıre Kol- 
legen im Pentagon. Gerade auf dem mi- 
litärtechnologischem Gebiet gleichen 
‚sich die beiden Supermächte immer 
mehr an,nur mit dem feinen Unter- 
schied, daß dabei die Sowjetunion die 
gleichen Waffen mit einem zehnjähri- 
gen Unterschied zu den USA nachbaut- 
‚Und dieses hat Konsequenzen für das 
gesamte sowjetische Militärwesen, für 
die gesamte Gesellschaft in der Sowje- 
tunion. 


Die Sowjetgesellschaft ist seit dem 
Aufbau der Roten Armee durch Trotzki 
stark militarisiert. Trotzki waresuuch, 
der die Gewerkschaften 1919 militari 

sierte, die politische Macht der Arbei- 
terfabrikräte brach. Stalin weitete Jah 

re später nach dem Ende des Bürgerk- 
riegs die Militarisierung auf ülle Ar- 
beitsgebiete aus. Der Plan wurde (ie 

setz und Befehl zugleich, der Fabrikdi 

rektor zum militärischen lührer für die 
Arbeiter. Die Bauern wurden zwangs 

kolletiviert. Die Partei der Bolschewiki 
ist seit Stalin alles andere als die Iler- 
rschaft der Arbeiterklasse. Das gesell- 
schaftliche Kigenrtum ist beileibe nicht 
in der Verfügungsmacht der Arbeiter- 
klasse, sondern Eigentum des Staates 
und seiner entarteten bürokratischen 
Machtelite innerhalb der Partei, der 
sogenannten Nomenklatura. Zu dieser 
Machtelite zählt seit dem Sieg über den 
Faschismus auch das Militär. Selbst 
Chrustschov beklagte sich bereits in 
den 60er Jahren über die "unprodukti- 
ven Ausgaben" des Militärs: "Sie kom- 
men immer mit dem Spruch angelau- 
fen:Für das Geld, daß man heute an der 
Landesverteidigung spart, zahlt man in 


Blut, wenn morgen der Krieg aus- 
bricht. Ich bestreite nicht,daß diese 
Männer eine ungeheure Verantwor- 
tung tragen, und ich zweifle nicht an ih- 
ren moralischen Qualitäten. Aber die 
"Tatsache bleibt doch bestehen, dal der 
Lebensstandard des l.andes darunter 
leidet, wenn bei der Festsetzung des 
Staatahaushalts ein Überhang: zugun- 


sten unpröduktiver Ausgaben entsteht. 
Die unproduktivsten Ausgaben jedoch, 
und das ist schon eh und je so gewesen, 
sind die Ausgaben für die Rüstung." 


Das Militär bestimmt also auch ent- 
scheidend den sowjetischen 5 Jahres 
Plan mit. Es prägt das gesellschaftliche 
Leben und das Militärwesen in der Sow- 
jetunuion fordert einen immer aufge- 
blähteren Rüstungshaushalt. Und dies, 
obwohl allein die Sowjetunion soviele 
Atomsprengköpfe besitzt, die ausrei- 
chen, die Menschheit mehr als zehnmal 
auszurotten. : 
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Die Unzahl der Plutonuimfabriken in 
der Sowjetunion muß auch mit einem 
Riesenpolizeiaufgebot überwacht wer- 
den, die Arbeiter müssen kontrolliert 
werden, die Umgebung der AKWs lebt 
in einem Ausnahmezustand, wie 
Tschernobyl bewiesen hat. Keine 
wahrheitsgetreuen Informationen, 
strikter Gehorsam gegenüber der 
Staatsbürokratie ist verlangt. Gibt es 
den "Atomstaat" nur im Kapitalismus ? 


2. Das: "zivile" 
Atomprogramm 

Wie im kapitalistischen Westen hatie 
die Entwicklung der sogenannten fried- 
lichen Nutzung der Kernspaltung, der 
Bau von Atommeilern zur Stromerzeu- 
gung immer auch den militärischen 
Zweck der Erzeugung von Wailenplu- 
tonium. Der Tschernobyl Reaktortyp 
war ursprünglich ein rein militärischer 
Reaktor.Die Sowjetregierung lurcierte 
die "friedliche Nutzung” der Atome- 
nergie jedoch erst mit der sogenannten 


sowjetische 


Wieso dann auch heut noch die Sowje- 
tunuion die Plutoniumproduktion 
durch die "friedliche Nutzung" der 
Kernspatung nach den Vorstellungen 
der Antiimps braucht, um die Befrei- 
ungsbewegungen ( welche eigentlich 
und in welchen Ländern ? ) zu unter- 
stützen, bleibt schleierhaft. Wenn die 
Antiimps von der Notwendigkeit der 
militärischen Verteidigungsfähigkeit 
in diesem Zusammenhang sprechen, so 
ist in einem Atomkriegsfall die Sowje- 


tunion auch nicht mit der tausendfa- 


chen Zahl der jetzigen Atombomben 
"verteidigungsfähig". Seit Tschernobyl 
weiß selbst Gorbatschov, daß die Ver- 
teidigungsfähigkeit seines Landes ge- 
rade wegen der Atomkraftwerke erhe- 
blich eingeschränkt ist: "Einige wenige 
konventionelle Artilleriegeschosse 
würden ausreichen" (so laut "Spiegel" 
30/86). 


ersten Olikrise 1973. Damals wurden 
die ersten Öl und Erdgasfelder in Sibi- 
rien entdeckt. Die AKWs sollten im ho- 
chindustrialisiertem Westteil der Sow- 
jetunion ( Ukraine, Weißrußland ) den 
Strom produzieren, und das Erdgas und 
das Erdöl waren von Anfang an für den 
Export bestimmt. Dazu schreiben 
J.Scheer/W .lleuler:"Es ist kein Zu- 
fall,daß das heutige sowjetische Atom- 
programm Anfang der 70iger Jahre im 
Kontext der internationalen Energiek- 
rise entwickelt wurde.Es war von An- 
fang an durch die Hoffnung genährt 
‚durch die Verschiebung der Kräfte- 
konstellation auf den internationalen 
Rohstoffmärkten die eigene Konkur- 
renzsituation verbessern zu _kön- 
nen".Binnen eines Jahrzehnts wurde 
die SU nicht zuletzt dank des massiven 
Ausbaus des Atomprogramnıs in den 


‚dichtbesiedelten Regionen zu einem der 


größten Rohstoffexporteure der Welt- 
‚Im Handelsverkehr mit den kapitali- 
stischen Staaten erbrachten der Export 
des Sibiriengases und Öls 1984 mehr 
als 80% der Devisen erlöse! Die Ex- 
portwarenstruktur der SU ist völlig 
einseitig geworden und demzufolge die 
Abhängigkeit der Devisenerlöse von 
der Entwicklung des kapitalistischen 
Weltmarktes geradezu eklatant.So sind 
aufgrund des Ölpreisverfalls die Devi- 
seneinnahmen aus dem Erdölexport in 
den Westen im 1.Quartal 1986 um 38% 
gegenüber dem gleichen Zeitraum 1984 
gesunken! 


Die SU ist heute der größte Erdölprodu 

zentder Welt,fördert allein 1/3 des Wel- 
terdgases.Nur nebenbei:die BRI) be- 
zieht 1/3 des für die AKWs notwendigen 
angereicherten Urans aus der SU! Die 
UdSSR ist natürlich für die RGW-Stau- 
ten der wichtigste Rohstofflieferant 
und läßt sich das Öl und Erdgas mit In- 
vestitionsgütern, Fabriken und Ma- 


schinen bezahlen. Sie verkaufl die . 


Prämerenergie in der Regel unter dem 
Weltmarktpreis an ihre verbündeten 
Staaten. 

An dieser Struktur des Warenexports 
der SU wird sich in den nächsten Jah- 
ren kaum etwas ändern. Energieroh- 
stoffe gegen westliche Technologie Im- 
porte. Bis 1990 soll laut 5-Jahres-Plan. 
die Stromerzeugungskapazität 


der sowj. AKWs trotz Tschernobyl- ver- 
doppeln, und dieSU will verstärkt 
AKWs exportieren nach Kuuba,Li- 
byen, Türkei z.B.. Aber auch die Koope- 
ration mit den RGW-Staaten wird ver- 
stärkt. Die CSSR, Polen, Ungarn betei- 
ligen sich z.B. bei einem 4000 MW- 
AKW-Komplex in der Ukraine. Dabei 
ist die polnische Beteiligung besonders 
absurd. Polen erzeugt bisher seinen 
Strom mit einheimischer Kohle. Da die 
Kohle aus den polnischen Gruben je- 
doch so schlecht aufbereitet ist,arbeiten 
die polnischen Kohlekraftwerke völlig 
unrentabel. In Polen ist errechnet wor- 
den, das Jährlich wegen des viel zu ho- 
hen Steinabraumanteils in der Kohle 
2500 MW Kraftwerksleistung für das 
Aufheizen dieser Steine verloren geht, 
die Kessel und Roste zumdem schneller 
verrosten. Doch diese Unproduktivität 
in der Energieversorgung ist keine 
poln. Eigenheit.Technologische ‚Rück- 
ständigkeit, geringe ProduktivitÄt und 
demzufolge krasse Planrückstände 
kennzeichnen auch die sowj. Erdöl und 
Erdgasförderung. Dies trifft auch auf 
den Ausbau des Atomprogramms zu. 
Über die Schlampereien und techni- 
schen Pannen beim Bau des Tscherno- 
bylreaktors ist auch inder SU berichtet 
worden. Ebenso über die Skandale in 
der AKW-Schmiede "Atomasch”, wo 
1983 der Leiter seinen Hut nehmen 
mußte, nachdem ein Atomkraftwerk 
am Don infolge einen Hochwassers in 
den Fluten versank und dabei mehrere 
Arbeiter getötet wurden. = 
J.Scheer wies in seiner Untersuchung 
über das sowjetische Atomprogramm 
nach, daß es auch in der SU kein wirt- 
schaftliches Argument gibt, welches 
den Bau von AKWs rechtfertigt. Alle 
alternativen Energiträger (Kohle, 
Gas,...) sind nach Berechnungen sowj. 
Ökonomen billiger. "Es gibt also in al- 
len russischen Regionen schon heute 
Aletrnativen der Elekrizitätsversor- 
gung, die zwischen 65 und 70% billiger 
sind als Atomstrom", so Scheer.(FR v. 
5.7.86) 

Erklärbar ist der massive Ausbau des 
Atomprogramms deshalb nur aus der 
Umstrukturierung der Energieversor- 
gung. Erdgas und Öl für den Export, 


Hr NRScHö- 
NES KIND ! Gent 


UND WENM ICH Ich 
ANGREIFE Und BRU- 
TAL VERGEWALTIGE? 


Atomstrom für die inländische Indu- 
strie. Aus ökologischen Gründen ist der 
Bau der AK Ws besonders in der wusse- 
rarmen Ukraine besonders blödsinnig. 
Es müssen riesige Wasserteiche ange- 
legt werden, für einen 4000 MW-Kom- 
klex 20-25 qkm, fast so groß,wie West- 
Berlin! Damit könnten Felder bewäs- 
sert werden, auf denen Getreide für I 
Million Menschen angebaut werden 
könnte, stulidessen importiert die SU 
gegen harte Nevisen Weizen aus dem 
kapitalistischem Ausland. Diese hahn- 
büchene Energiepolitik wird selbst in 
einem vor Tschernobyl] veröffentlichten 


“Artikel im Pareiorgan "Kommunist” 


ansatzweise kritisiert. Die Frage des 
Brennstoffkreislaufs und der Endlage- 
rung ist laut dem Artikel ebenfalls un- 
gelöst. Ilingewiesen wird auch auf die 
erhöhte Strahlung beim Transport des 
Atommülls. Trotz aller ökologischen 
Einwände spricht sich der Artikel für 
den forcierten Ausbau des Atompro- 
gramms aus: "Einerseits ist ohne Ker- 
nernergie die Schaffung der energeti- 


schen Basis des entwickelten Sozialis- 
mus unmöglich. Aber anderseits er- 
schweren die zunehmend negativen 
Seiten und Folgen ihrer Entwicklung 
schon jetzt die Lösung mancher wirt- 
schaftlichen Aufgaben und können sie 
in naher Zukunft noch mehr komplizie- 


Aa HAST IAEN NIEPLICHES 
GESIHTCHEN WEISST DU ? 


KOMMT WER! 
VERTEIDIGT 


ren." Nun, diese "nahe Zukunft" ist 
heute schon Vergangenheit. Tscherno- 
bylkostet die UDSSR nach vorsichtigen 
Schätzungen mehr als 10 Milliarden 
Rubel, abgesehen von den tausend 
Strahlenopfern. 


"Für den entwickelten Sozialismus" 
müssen eben Opfer erbracht werden, 
"Unfälle" werden den weiteren Ausbau 
der Atomenergie begleiten, gab kurz 
nach Tschernobyl der sowjetische Bot- 
schafter in Libyen zu verstehen. Genau 
wie ihre, westlichen Kollegen sind die 
sowj. Funktionäre darin geübt, das Ri- 
siko runterzuspielen. Noch im Septem- 
ber 84 verkündete der sowj. Energie- 
minister beim Besuch eines AKW’‘'s in 
Odessa: "Solche Stationen sind sehr 
ökonomisch und können in unmittelba- 
rer Nähe einer Stadt gebaut werden, 
weil sie keinen Rauch ablassen und 
vollkommen sicher sind." Was Wunder, 
wenn nach der "Havarie” von Tscher- 
nobyl die sowjetischen Atomwissen- 
schaftler enger mit den kapitalisti- 


schen Atomkonzernen und Wissen- 
schaftlern zusammenarbeiten wollen. 
In vielem haben sie offenbar die glei- 
chen Interessen. Nach Tschernobyl 
werden die Atomarbeiter und die Be- 
völkerung weiterhin über die Gefahren 
im unklaren gelassen: " In unseren Zei- 


tungen und Nachrichten des Lokalsen- 
ders erfährt man nichts", beschwerte 
sich ein "Prawda"-Leser aus dem uk- 
rainischen Tschernigow. Dafür erfuh- 
ren Gorbatschow’s Amtskollegen aus 
den sowj. Bündnisländern wohl so viel, 
daß selbst Erich Honecker in einem In- 
terview mit einer schwedischen Zei- 
tung von "erschütternden Berichten" 
sprach; das Leid der Menschen in und 
um Tschernobyl "sei unfaßbar". Ho- 
necker selbst sprach sich für den Aus- 
stieg aus der Atomenergie aus. 

Wieso ist die Forderung nach Stille- 
gung aller AKW’s in Ost und West die 
"Sprache des Kalten Krieges"? 


Zusammenfassung: Die SU 
baut vornehmlich das Atomprogamm 
massiv aus, um die anderen Energie- 
träger zu exportieren. Dadurch wird die 
UDSSR mehr und mehr abhängig vom 
kap. Weltrohstoffmarkt. Mit den Devi- 
sen kauft die SU kapitalistische Teech- 
nologie und Investitionsgüter zur effek- 
tiveren Ausbautung der Rohstoffe ein, 
auch um so die geringe Produktivität in 
der sowj. Industrie schneller zuerhöhen 
und international konkurrenzfähiger 
zu werden. 


Trotz bekannter Umweltgefahren und 
ökologischer Katastrophen läßt sich 
keine Abkehr vom weiteren Ausbau der 
Industriezentren nebst -den großen 
AKW-Komplexen feststellen. Die Um- 
weltverseuchung im westl. Teil der SU 
hat ungeheure Ausmaße erreicht. Im 
Donezbecken ist z.b. 70% des Grund- 
wassers durch die Chemie verseucht. 

Die Risiken der Atomkraftwerke wer- 
den bewußt in kauf genommen um 
westl. Devisen zu erlangen und den 
eingeschlagenen Weg der Automatisie- 
rung, Computerisierung der Industrie 
und Chemiesierung der Landwirtschaft 
weitergehen zu können. Technologisch 
und industriepolitisch beschreitet die 
UDSSR zunehmend dieselben Pfade 
wie die kapitalistischen Industriestaa- 
ten; ökologisch schliddert die SU offen- 
sichtlich noch schneller in die Kata- 


‘ strophe. 


Was hat das alles noch mit Sozialismus 
und Befreiung zu tun? 


%; Zwei Nachbemerkungen: Beim 


Besuch Außenminister Genschers in 
Moskau bot laut Spiegel“ vom 28.7.86 
Generalsekretär Gorbartschow "joint 
ventures” mit bundesdeutschen Unter- 
nehmen an. Die deutsche Wirtschaft 
könnte in "Freihandelszonen" Fabri- 
ken errichten mit völliger Steuer- und 
Zollfreiheit. Die Sowjetunion würde die 
Arbeitskräfte stellen. 

Also im Klartext: Sowjetische Arbeiter 
werden für westdeutsches Kapital aus- 
gebeutet, dafür erhält die SU dann ein 
Teil der Waren für ihren Binnenmarkt. 


WIEG UT DASS 
ESNUR GESPIELT 


Ähnliche Beispiele solch fragwürdiger 
Kooperationen gibt es seit mehreren 
Jahren aus Ungarn, China, Rumänien 
und Bulgarien zu berichten. Diese An- 
gebot Gorburtschows wäre ein weiterer 
Schritt auf die Integration der SU in 
den kapitalistischen Weltmarkt mit ull 
seinen negativen Folgen für die sowjet. 
Wirtschaft. 


Undein Letztes: In einem Interview mit 
dem Kölner Express hat der sowj. Bot 
schafter in Bonn ausdrücklich den Be 
such Genschers in Moskau gelobt un! 
sich für ein Verbleiben der BRD in der 
NATO ausgesprochen, dies wäre "..ein 
Beitrag zur Stabilität in Europa. Die 
Deutschen müßten allerdings lernen 
ihre eigne Sprache innerhalb des 
Bündnisses zu sprechen und nicht nur 
aus dem linglischen immer übersetzen. 
Der Ilintergrund der Äußerungen des 
sowjet. Botschafters liegt klar auf der 
Hand, er erhofft von den Westeuro 
päern die ‚Unterstützung der Abrü- 
stungsinitiative Gorbartschows und 
damitdie Verhinderung von SI)I. Dabei 
nimmt die SU den Verbleib der BRD in 
der NATO durchaus in Kauf, ja dies ist 
für ein Gelingen der Gorbartschow-Ini- 
tiative bis zum Jahr 2000 geradezu eine 
ihrer elementarsten Voraussetzungen 
die BRI) hat für die SU eine wichtige 
Rolle in der NATO zu spielen. 


Nur Zyniker können jetzt behaupten, 
daß damit nachträglich die Friedens 
bewegung folgt frau der logik der sow: 
jet. Politik EUROPA eher destabilisiert 
hat, denn sie fordert(e) ja entschieden 
den Austrittder BRD aus der NATO! 


Nun, angesichts des Ausverkaufs der 
Ideen revolutionärer internationaler 
Solidarität durch die Sowjetunion kann 
ich ja auch nur noch zynisch werden. 


1) Wider der materiellen Lage, wider 
der revolutionären Entwicklung der 
Klassenkämpf in den Ländern ent- 
schied Stalin gegen die revolutionären 
Interessen der Arbeiter und Bauern 
und unterstützte durch seine Politik die 
konterrevolutionären bürgerlichen 
Fraktionen. 

2) Entgegen vielen Gerüchten hat die 
SU überhaupt keinen Energiemangel. 
Sie setzt die produzierte Energie nur 
völlig unrationell ein. Nur ein Beispiel: 
In der SU muß I Tonne Stahl mit mehr 
als der doppelten Menge an Energie 
hergestellt werden als in Westeuropa. 
Der 5-Jahresplan kennt bisher keine 
Energieprogramme, keine dezentrale 
Kraft-Wärme-Koppelung, keine Wind- 
oder Sonnenenergiekraftwerke. Eben- 
so gibt es keine Schadstoffrückhaltung 
bei den unzähligen Kohlkraftwerken, 
die sind eben hoffnungslos veraltet und 
sollen durch AKW's ersetzt werden 


IST DAS ALSO ALLES, 
Wozu IHR FÄHIG SEID, 
UM SIE ZU VERTEIDIGEN! 


MS WAS SM? 
DAS ügeRunuPt 
TÜR MANIEREN 
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Groß-Demonstration 
zur STILLEGUNG aller 


Pulverfaß Bundesrepublik 


Das Waffenarsenal der Chaoten 


Ende September - Anfang Oktober Katapulte Megaphone 


findet eine 
«BERLIN-KONVERENZ» 

für alle Anti-AKW-Bewegten statt, 
um eine Kampagne 

gegen die KWU vorzubereiten, 
die ebenfalls im Herbst 86 


starten soll. 


Pflastersteine Fa Stinkbomben 


Farbbeutel 


Helme 


Ölzeug 
Kinder 
2 als Kugelfang 


am (WANN?) soll in (WO?) fi naher 
ein norddeutsches Treffen 8 Gesetzestexte 
5 


stattfinden, um 
(WAS? und WARUM?) Algemeine 
; MD Betroffenheit 


vorzubereiten. 


„Die PlastikNacken 
Moabit" 


2» 


am 8.11.86 in Hanau: 


ATOMANLAGEN 
vom 27. - 30.9.88 findet 

in Berlin die JAHRESTAGUNG 

von IWF und WELTBANK statt, 

und hoffentlich auch | 

GEGENAKTIONEN. 

Also schon mal vormerken. 


eg äh 


Br 


Pe: vom 13. — 19.10.86 
af in Wackersdorf: 
BLOCKADE- AKTIONEN 
gegen den Bau der WAA. 
Näheres wird noch 
bekanntgegeben. 


am 16.11.86 | 

an der Startbahn West: 
250ter 
SONNTAGSSPAZIERGANG 
Treff: 14 Uhr in Walldorf 


t 
S 
—_ 

’ 


„Marodierende 
Meuten Süd“ 


PR 
Sa 
Sg 


am 1.11.86 und dann n 

jeden Samstag: 
WIDERSTANDSSAMSTAGE 
in Südhessen und hoffentlich 
auch anderswo. 
VORBEREITUNGSTREFFEN: 
am 12.9.86 in Darmstadt am 4.10.86 in München: 
Bessunger Knabenschule, Groß-Demonstration 


| Ludwigshöhstr. 42 gegen ATOMANLAGEN und 
den POLIZEISTAAT 


Tschernobyl ist wieder aus den Schlag- 
zeilen verschwunden. Die Atomkraft- 
werke in Stade, Brunsbüttel und 
Krümmel laufen weiter. Brokdorf wird 
"überprüft". Die Arsenverseuchung 
durch die AFFI ist längst vergessen. 
Von der Umweltvergiftung durch ande- 
re Betriebe wird schon nicht mehr ge- 
redet. 


Aber die Radioaktivität und das Gift in 
Boden, Luft, Wasser und Nahrung sind 
dadurch nicht weg. Die Regierungskoa- 
lition macht sich ernsthaft Gedanken. 
Allerdings nicht darüber, wie man/frau 
die Nahrungsmittel, den Boden usw. 
entsorgen kann. Auch nicht darüber, so 
schnell wie möglich Strom ohne 
AKW's zu erzeugen. Nein, sie versu- 
chen, ‚und das möglichst weltweit, die 
Bevölkerung einzustimmen mit sol- 
chen Katastrophen zu leben. l:inheitli- 
che, möglichst hohe Becquerelwerte 
sollen her. Statt Kalorientabellen soll 
der ernährungsbewußte Mensch eine 
Becquereltabelle mit sich führen. In 
seltener Eintracht versuchen die kapi- 
talistischen Politiker/innen, gemein- 
sam mit den real existierenden kom- 
‚munistischen Politikern/innen eine 
weltweite Verdummungskampagne zu 
starten. Man/Frau möchte ihnen ihre 
eigene idiotische Parole "Geh‘ doch 
nach drüben" an den Kopf werfen; doch 
damit ist nichts getan. Das Leben mit 
der Katastrophe soll Alltag werden. 


Können wir überhaupt et- 
was tun? 


In den Betrieben, in denen wir arbeiten, 
haben einige Kolleginnen Endzeit- 
stimmung oder Galgenhumor entwik- 
kelt. Die Mehrzahl hingegen hoflt, daß 
die Politiker/innen jetzt endlich ver- 
nünftig werden. Die SPD will jetzt auch 
den Ausstieg aus der Kernenergie, 
wenn auch langfristig, aber immerhin, 
Beide Positionen halten wir für völlig 
falsch. Es gibt keinen Grund, jetzt 
schon den l.öffel abzugeben. Obwohl 
einige von uns oder unseren Kindern al- 
leine durch diesen "Unfall" (Havarie) 
wahrscheinlich an Krebs sterben wer- 
den. Es gibt aber erst recht keinen 
Grund, aufdie Vernunft von Politikern 
innen zu hoffen. 


%s ist zwar nicht neu, aber frau/man 
muß es anscheinend immer wieder sa- 


Den Kampf gegen die 
Arbeit ausweiten, die 


Krise vertiefen, die 
Mehrwertproduktion 
aushöhlen, uns den 


Reichtum : kollektiv an- 
eigenen, die Arbeit ab- 
schaffen! 


Wir scheißen auf die Ar- 
beit. Denn was und wie 
produziert wird, ist Zer- 
störung. Wir arbeiten so 
wenig wie möglich. 
Arbeit ist Gewalt. 


[3 schenfeindliche P 


nennen 


Alternative Fertigung und Sabotage 
- eine Perspektive für den betrieblichen Widerstand? 


gen, mit AKW's wird Profit gemacht, 
es läßt sich Geld verdienen. Viel Geld 
für die Betreiber, für die Exporteure, 
für die Bua- und Rohrleitungsfirmen; 
sehr viel weniger, aber immerhin auch 
Geld für unsere Kolleginnen, die darin 
oder daran arbeiten. Solange dieses 
Prinzip funktioniert, solange wird es 
auch AKW’s geben. Nach diesem Prin- 
zip, verfangen in diesem System, schuf- 
ten wir seit Jahrzehnten und erstellen 
in teilweise hochgefährlichen Produk- 
tionsverfahren überwiegend men- 
rodukte her. 


Wir als Erwerbstätige bauen nicht nur 
AKW’s, die nicht nur bei einem Unfall 
gefährlich sind, sondern auch im Nor- 
malbetrieb Radioaktivitätabgeben, wir 
bauen auch Panzerwannen bei Blohm 
+ Voss oder Computer für die Rüstung- 
sindustrie. 


Wir schaffen, wie bei Böhringer, einen 
riesigen Dioxinberg oder verseuchen 
die Umgebung mit Arsen wie bei AFFI. 
Wir setzen uns giftigen Dämpfen beim 
Abbeizen von Flugzeugen aus, wie bei 
der Lufthansa, und helfen mit, bei der 
Überwachung und Verdummung der 
Bevölkerung durch die Verkabelung. 


Und....und...und...die Beispiele wären 
endlos. 


Kurz und knapp: Daß auch die einzel- 
nen Produzentinnen eine Verantwor- 
tung haben, haben wir ziemlich ver- 
drängt. 


Wir sagen, wir müssen Arbeit haben, 
und der DGB hat sogar die Parole "Ar- 
beit für alle" ausgegeben, Der DGB 
meintdamit "Arbeit, Arbeitüber alles". 


er 


Klar, wir müssen arbeiten, um Geld zu 
verdienen. Geld brauchen wir, um le- 
ben zu können. Aber, was nützt uns das 
Geld, wenn wir dafür nicht einmal 
mehr gesunde Grundnahrun; 


kaufen konnen. Diese Nahrungsmittel 
vergiften wir nämlich durch unsere ei- 
gene Arbeit, durch unsere Produk- 
tionsweise. Diese Nahrungsmittel, die- 
se Luft und dieses Wasser bringen uns 
um. 


Das Kapital und seine Sachverwal- 
ter/innen, die Kapitalisten/innen, mit 
samt ihren Handlangern, den bürgerli- 
chen Politikern/innen, haben bis heute. 
und werden auch in Zukunft immer nur 
ihren kurzfristigen Profit sehen. Nur 
bei Strafe ihres eigenen Unterganges 
ist es ihnen möglich, diesen "Sachz- 
wang" nicht zu folgen. Dieser Verwer- 
tungsprozeß nimmt immer giganti- 
schere Formen an. Schneller Brüter, 
Verkabelung, SDI oder Kernfusion ma- 
chen deutlich, daß nicht einmal mehr 
ein Markt vorhanden sein muß, um die- 
sen "Sachzwang" immer weiter zu trei- 
ben. 


‚Alternative Produktion kann in diesem 


Die Erwerbstätigen, und folglich auch 
der DGB als bloßes Spiegelbild bzw. " 
Führung der Erwerbstätigen", bejahen 
nach wie vor den Zustand der Produk- 
tivkräfte, weil durch sie bestimmte 
Schutzbedürfnisse: Nahrung, Klei- 
dung, Wohnung etc. befriedigt werden. 
Was völlig fehlt ist die Kritik an der 
stofflichen Seite der Produktion oder 
anders ausgedrückt, es fehlt das Einge- 
sländnis, daß die Produktivkräfte nicht 
mehr‘per se revolutionären Charakter 
haben folglich auch nicht mehr einfach 
von den Erwerbstätigen übernommen 


werden könn 
rg var 


| 
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Selbstverwaltete Betriebe 
und Sabotage eine Perspek- 
tive? 


Anhand von selbstverwalteten Betrie- 
ben z.b. können wir aufzeigen, daß eine 
andere Produktionsweise und andere 
Produkte nötig und möglich sind. Al- 
ternative Produktion ist ein wichtiger 
Faktor, um das Bewußtsein um Pro- 
duktionsweise und Produkte zu schär- 
fen und vorhandene Wertvorstellungen 
zu ändern. Sie wird aber reformistisch, 
wo sie nicht gleichzeitig ihre Grenzen 
innerhalb dieses kapitalistischen Wirt- 
schaftssystems erkennt und aufzeigt. 


System immer nur ein Lückenfüllerda- 
sein fristen, da sie genauso wie die 
"normale" Produktion der Verwertung 
des Wertes unterliegt, allerdings unter 
wesentlich schwereren Bedingungen, 


Sie kann also keine Perspektive für die 
Mehrheit der Erwerbstätigen sein. 


Doch wie können wir aus 
diesem System trotzdem 
ausbrechen? 


Einerseits langt es nicht, eine Kollegin 
mit nach Brokdorf zu schleppen und am 
Bauzaun zu knabbern; anderseits führt 
eine individuelle Kündigung von einem 
AKW-, Chemie- oder Rüstungsar- 
beitsplatz nur zu einem Absteigen auf 
Sozialhilfesatz, während eine andere 
dieselbe gefährliche Arbeit verrichtet. 
Daraus folgt: Wir müssen Dinge, die 
wir für gefährlich halten, im Betrieb 
bekämpfen. Jeder Tag, an dem wir mit- 
helfen können, daß irgendein gefährli- 
cher Schrott nicht das Werk verläßt, 
bringt uns ein Stückchen Lebenquali- 
tät. Wir haben kein Patentrezept. Über 
mögliche Eingriffsformen und hand- 
lungsweisen, kollektiv wie individuell, 
müssen wir erst noch unter uns Be. 
triebslinken auseinandersetzen, das 
nimmt uns keiner ab. Klar aber müssen 
wir den Bruch mit bestimmten Produk- 
tionsweisen und Produkten vollziehen 
und auch offen dafür eintreten. 

Wir wollen nicht humanisieren oder 
vergesellschaften, sondern Wahnsinn 
verhindern. Damit sind wir, und dazu 
sollten wir auch stehen, Saboteure! 


" Es war eine gewisse Staatsverdros- 
senheit, die uns auf die Landstrasse 
zog. Heute wiederholt sich sich das, nur 
liegt die Staatsverdrossenheit eigent- 
lich nicht so sehr in dem politischen 
Chaos, das wir damals erlebten. Heute 
liegt sie in einem Übersättigtsein. Ich 
sage das mit großer Vorsicht, um es zu 
unterscheiden von unserer damaligen 
Zeit. Wir hatten eine Staatsverdros- 
senheit ich erinnere daran, daß wir 5 
Millionen Arbeitslose hatten und wir 
wurden reglementiert durch eine Form 
von Erziehung, die alleserdrückte. Was 
uns auf die Landstraße trieb, das war 
nicht nur die Arbeitslosigkeit, sondern 
das war der Drang nach Freiheit, ein- 
malaufeigenen füßen zustehen, einmal 
selbst etwas entscheiden zu dürfen, 
nicht vorgeplante und vorgefaßte Ent- 
scheidungen durchführen zumüssen, 
sondern die eigene Verantwortung zu 
tragen, und wenn es sein mußte, auch 
sein eigenes Leben zum Straucheln zu 
bringen. Das war es, was wir suchten, 
und dieses Abenteuer gingen wir ein. 


LER 


du wernen Jiel.. Nirgends...Und Sie }?%... Gegenuber !!!... 


Generalstreik — Das Leben lang - 


Weseb 


An diesem Abenteuer wuchsen wir, und 
es war eigentlich unsere Lebenserfül- 
Iun. 

Dazu kam, daß eine Bewegung auf- 
brach; Heraus aus der Stadt, eine Ju- 
gendbewegung, die den Menschen die 
Natur, die Landschaft öffnen wollte. 
Undes gab zwei Möglichkeiten: Entwe- 
der in der Großstadt zu verharren und 
mit Arbeitslosenunterstützung zu ve- 
getieren oder sein eigenes Schicksal in 
die Hände zu nehmen. letzteres habe 
ich getan. Ich suchte meine Freiheit, 
und die fand ich praktisch dann auf der 
Landstraße. Ich verdanke der l,and- 
straße im Grunde genommen meine 
spätere Entwicklung.” 

(Gerhart Bettermann, Vagabund und 
Maler) 


70.000 waren 1927 unterwegs auf den 
Landstraßen Deutschlands Arbeitslose 
und Abenteurer, Abgebaute und Abge- 
hauene, Speckjäger und Vagabunden, 
die letzten Nachfahren der Ilandwer- 
ker aufder Walz und die moderne Hun- 
gerarmee der Weltwirtschaftskrisen. 
Sechs Jahre später waren es 450.000. 
Weltkrieg (1.), Inflation, Arbeitslosig- 
keit und die bewaffneten Auseinander- 
setzungen der Nachkriegszeit markie- 
ren die biographischen Stationen, die 
manchen sein lleil auf der Landstraße 
suchen ließ. 


"Die Auflösung der auf materielle Si- 
cherheit begründeten bürgerlichen Or- 
dnung und die Lockerung aller bisher 
gültigen moralischen Begriffe (Wilde) 
ließen zugleich ein Lebensgefühl ent- 
stehen, das den Unbehausten, den 
Grenzgängern, Abenteurern und Va- 
gabunden, auch bei Intelektuelllen, ei- 
ne kaum mehr vorstellbare Popularität 
verschaffte. Jack london und B. Traven 
erzielten Massenauflagen. Der ''ramp 
Charlie Chaplin, melancholischer Ver- 
lierer und listiger Angreifer zugleich, 
wurde zum enthusiastisch gefeierten 
Volkshelden. 


Wanderstab und Bettelsack waren die 
romantische Verkleidung des erschüt- 
terten bürgerlichen Lebensgefühls, ab- 
er auch als Symbol für Hoffnunf und 
Widerstand. 

Dem Ziel, den Widerstandswillengegen 
die verrottete Gesellschaft in Vaga- 
bundenkreisen, Herbergen und Ob- 


dachlosen-Asylen, zu wecken und zu 


stärken, verschrieben sich freie 
Schriftsteller mit langjähriger Trippe- 
lerfahrııno 

DER KUNDE 


Es begann damit, daß Gustav Brügel, 
Landstreicher und Schriftsteller aus 
Balingen bei Stuttgart, eine Zeitschrift 


gründete. Sie hieß " Der Kunde " und 
erschien zum ersten Mal 1927. Gleich 
die erste Nummer wurde beschlag- 
nahmt. Aber das "uneheliche Kind’ , 
wie Gregor Gog (freier Schriftsteller) 
ironisch bemerkte, war geboren und 
während Brügel den Sommer durch 
Österreich und Jugoslawien trippelte, 
setzte Gog die begonnene Arbeit fort. 


KUNDE SEIN 


ga En rn. 
jet in r alle Massenwertungen, bedeutet jenseits d: 

en ren seen he san een. ee würge ‚ der Gesellschaft: an Lüge, Heuchelei und Habgier. Der Kunde Ist und bleibt we 
Kunde seln heißt: erlösungsdurstig auskosten Schmerzen und Wonnen des Ve: ein Fremder in dieser Welt der Zwecke und der Nützlichkeiten. Er Ist 
stoßenseins. Kauern unter Brückenbogen, pennend In Asylen, stets Fremder unt: verstoßer und doch auserwählt, Bettler und König zugleich. — Er welss um die 
Fremden und doch zu wissen um die Einheit alles Seins. In Ihm den Brud: Nichtigkeit alles Tuns, um die Erbärmlichkelt menschlichen Wissens. Und doch 
sehen und lieben, der fluchend Ihm die Türe vor der Nase schliesst, Ihn droht m; Jongllert er nicht nach Philosophenart mit Worten, die in Bilchern kalt erstar- 
Menschenfäusten. Und Mitleid würgt In Ihm; dem Kunden, mit solch/Geknechteter, "*"- Eln Seufzer hinterm Blerkrug In der Penne gibt Ihm genügende Entspannung. 
Entseeltem, der all sein Inneres verschachert hat an die kulturgeborenen Tyrannı 


Als Herausgeber zeichnete jetzt die 
“Bruderschaft der Vagabunden‘, die 
Schriftleitung übernahm Gog. Damit 
war die Organisation der landstraße 
aus der Taufe gehoben. Später viel be- 
achtete wie Hans Tombrock und Jo Mi- 
haly und von der Geschichte Ver- 


schluckte wie Siegi, Fidi llolzbein und ' 


Otto Ziese von Gog gerufen oder ange- 
zogen wirkten mitam" Kunden " ‚ des- 
sen einzigstes, unerschöffliches Thema 
der Landstreicher war. 

Zu dem ehemaligen Landstreicher und 
Arbeiterdichter Heinrich Lersch; dem 
Vagabundendichter Iiugo Sonnen- 
schein und Erich Mühsam entwickelte 
sich darüber hinaus eine intensive 
Freundschaft. Der Berliner Schriftstel- 
ler, Maler und Landstreicher Artur 
Streiter war von Anfang mit dabei. 
Hermann Giesau seit siebzehn Jahren 
auf der Landstraße und von seinem 
Freund Landauer 'Nieselpriem’ ge- 
nannt undder ehemalige Schneider und 
Kundendichter Helmut Klose folgtem 
ihm. Sie stellten die Verbindung zu den 
Berliner - Anarcho-Syndikalisten und 
der Gilde der freiheitlichen Bücher- 
freunde her. 


Was sie alle mitbrachten von unter- 
wegs, von den Straßen und Asylen der 
Welt, erschien im " Kunden ". Gedichte 
und Geschichten, Lieder Tips und Be- 
schwerden. Über miserable Pennen 
und geizige Wohlfahrtsämter, freigibi- 
ge Pfarrer genauso wie über Francois 
Villion, Walt Whitman und Maxim 
Gorki, die großen Brüder der Landstra- 
ße, konnte der Kunde hier etwas finden. 
Lieder zum Betteln, Gedichte zum 
Trost, Philosophie aus dem Straßen- 
graben, Schwänke aus dem Landstrei- 
cherleben und verzweifelte Ililferufe; 
Klassenkämpferisches und Nihilisti- 
sches, alles von des Lebens großer 
Rutschbahn hatte Platz. 


Die Zeitschrift mit den einfachen Ilolz- 
schnitten und Federzeichnungen verlor 
nie ihren handwerkschaftlichen, wenn 
man so will, dilletantischen Charakter. 
Er erlaubte es den Kunden, sich als 
Produzenten seiner Zeitschrift vorzu- 
stellen und zu betätigen. 

"Kunden, die unterwegs sind, bezahlen 
nichts”, versprach Gog, und mehr aks 
ein Drittel der Auflage sie betrug 
1.000 Exemplare wird so an Kunden 
gekommen sein. Ohne die Hilfe von 
Freunden hätte weder die Bruderschaft 
noch der "Kunde" existieren können. 


Die wenigsten zwar unter den Land- 
streichern waren 'bewußte” Kunden, 
tippelten freiwillig auf der Landstraße, 
aber sie waren auch nicht nur Opfer des 
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Kapitals und Objekte der Sozialfürsor- 
ge. Der Landstreicherexistenz eine po- 
litische und eine utopische Dimension 
zu gegeben, nicht nur vom Hunger, 
sondern auch vom Lebenshunger ge- 
sprochen zu haben, war die Leistung 
der "Bruderschaft der Vagabunden‘. 
Im Kunden behielten sie ihre Würde 
und Subjektivität. 


Als langhaarige Gammler hatten wir 
begonnen, aus der Enge der Sechziger 
Jahre auszubrechen. Die Straße wurde 
zum Inbegrilfunserer Wut und unserer 
Hoffnungen. Zwischen den frühen Lie- 


ER LEBT! 


dern Bob I)ylans und der ersten Viet- 
nam-Demonstration liegen nur wenige 
Jahre. 

Rocker, Trebegänger, Knackis und 
umherschweifende Ilaschrebellen inte- 
ressierten uns nicht so sehr als Opfer 
der Kapitals, sondern weil wir unseinig 
glaubten in der Verweigerung und in 
ihrer Verzweifelung. 


Die Fetischisierung des Proletariats 
während der kurzen Blütezeit der Mar- 
xistisch-leninistischen Organisationen 
verabschiedete die antiautoritäre Be- 
wegung kurzum als Ausdrucksform 
kleinbürgerlichen Protests. 


Stadt Sorau N.-L. 


Wohlfahrtsscheck über 2 Pfg. 


Hiermit wollen Sie sich 


021. 


auf dem Wohlfahrts- 


amte, Rathaus Zimmer 15 melden, wo nach Fest- 
stellung der Bedürftigkeit Unterstügung gewährt 


wird. 


1} 
\ 
Pi 
Vorspiel zu einer Philosophie 


der Landstraße 
Verlag der Vagabunden 


Trebegänger und Knackis wurden zum 
Objekt kurzatmiger " Randgruppen- 
strategien" oder wurden als "L,umpen- 
proletarier" bekämpft. Was für sie galt, 
galt auch für uns: Wir wurden zurück- 
geworfen auf unsere Klasseninteres- 


sen, als wir gerade begonnen hatten, sie 
niederzureißen. 


Aber weder der Clinch der Haupt- und 
Nebenwidersprüche, noch die politi- 
sche Restauration haben die Unruhe 


und Hoffnung des Aufbruchs endgültig 
beruhigen können. Daß nicht ein jeder 
in seiner Heimat geboren wird, gilt 
noch immer. Aber die Zahl derer, die sie 
außerhalb Deutschlands in Italien und 
Griechenland , bei Indianern und Zi- 


Startbahnspaziergänge 
Am 16. November 86 ist der 250ste in Folge 


"Daßder Protest solange dauern würde, 
damit hat keiner gerechnet." So die 
Frankfurter Allgemeine einen Tag 
nach dem 14.4.86, dem zweijährigen 
Jubiläum der Einweihung der Start- 
bahn 18 West. An diesem Tag wurde 
zum ersten Malder Flugverkehr für ei- 
neinhalb Stunden eingestellt. Grund: 
Das trockene Gras neben der Piste war 
in Brand geschossen und qualmte de- 
mentsprechend. Die Polizei hatte alle 
Mühe sich ihrer eigenen Haut zu er- 
wehren, die Flughafenfeuerwehr raste 
auch noch zwischen rum, alles in allem 
herrschte ein ziemliches Chaos auf dem 
Gelände hinter der Mauer. Danach, wie 
so oft, die Forderung im bürgerlichen 
Blätterwald: Wann ist endlich Schluß 
mit dem "Chaotenspektakel" im Wald? 
Der SPD-Innenminister Winterstein 
verwies auf vergangene Strategien wie 
das nicht durchgesetzte Versamm- 
lungsverbot 1985. Er ließ weiterhin 
durchblicken, daß ein härteres Vorge- 
hen noch immer eine nicht gewünschte 
Solidarisierung zwischen dem "harten 
Kern" und den "bürgerlichen" Spazier- 
gängern” provozieren würde. 

Die Polizei forderte eine Flughafen- 
eigene Schutztreppe. Die Motivation 
der Beamten sei unter Null, Überstun- 
den, Nervenstress, Krankmeldungs- 

drohungen als Protest der Polizi- 
sten/innen taten ihr übriges, um Stim- 
mung zu machen. Grünes ( oder auch: 
Rot-Grünes ) Licht für ein härteres 
Vorgehen war gegeben. . 


In den nächsten Wochen der Monate 
April und Mai kam es folglich zu Auf- 
märschen von 500 Polizisten/innen 
und mehr. Dem gegenüber 200-300 
Startbahngegnerinnen. Die "Kingän- 
ge" in den Wald, Brücken und Wege, 
wurden dichtgemacht, Versammilungs- 
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verbot praktiziert. Diejenigen, die doch 
durchkamem, wurden festgenommen. 
Schwarzgekleidete seien sofort festzu- 
nehmen, hieß es einmal über Wasser- 
werferlautsprecher. Ilubschrauberjag- 
den, Prügelfestnahmen, Mißhandlun- 
gen waren an der Sonntagesordnung. 
Wir verlagerten das Geschehen 
zwangsläufig an den Ortsrand. Dort vor 
der Sperre wurde der Kuchenstand auf- 
gebaut. So bekamen es auch mehr Leu- 
te mit als wenn wir im Wald aufge- 
mischt würden. 


Die Diskussion, ob es um den Preis 
mehrfacher wöchentlicher Festnahmen 
noch sinnvoll sei, an die Mauer zu ge- 
hen, drängte sich auf. Fast unbee- 
indruckt davon fanden weiterhin Nach- 
taktionen statt. Streben fielen aus der 
Reihe, Wuchtürme brannten und ein- 
mal war die Videnüberwachungsanluge 
samt einigen Scheinwerfern außer Ge- 
fecht gesetzt. Wiedermal der lange, 
trotzige Atem gegen stumpfsinnige mi- 
litärische Aufmärsche des Staatsappa- 
rats. 


Am 2.Mai, ein paar Tage nach Tscher- 
nobyl, eine kleinere Mobilisierung mit 
Kundgebung in Walldorf zur allgemei- 
nen Lage unter Berücksichtigung der 
Atomwolke. 500 leute zogen danach 
geschlossen in den Wald. Die Polizei, 
etwas eingeschränkt durch gut plazier- 
te Barrikaden, setzte dem erstmal 
nichts entgegen. Am späten Nachmit- 
tag am Tunnel der Okriftelerstr., beim 
Abdrängen von der Straße, eine Ein- 
kesselung von 150 Leuten. 18 Fest- 
nahmen aus diesem Kreis, nach einein- 
halb Stunden konnten die anderen ge- 
hen. 


In der folgenden Zeit immer weniger 
Motivation bei den eingesetzten 
Staatsbütteln. Teilweise wurden Ein- 
satzbefehle nur widerwillig befolgt. 
Wir machten uns natürlich daraus ei- 
nen Spaß. Bald schon brachen tagsüber 
Streben aus der Mauer, Jeeps fuhren in 
Krähenfüße, kleinere Auseinanderset- 
zungen an der Mauer und bei eventuel- 
len Kontrolle etc. 


Stand im Moment: Wir haben uns üeı 
Treffpunkt Startbahnwald nicht neh- 
men lassen. Klar gibt es nicht die lloff- 
nung, größere Einbrüche zu erreichen. 
Dennoch, Aktionen wie am 14.4. und 
andere Aktionen sind noch immer mehr 
als nur Zeitvertreib. Ein gewisses ein- 
gespieltes Verhalten des Startbahnzu- 
sammenhanges war andererorts schon 
von Vorteil. Die Atmosphäre, Alte und 
Junge zusammen die Startbahn als 
Kommunikationsort, der seine Funk- 
tion für Strukturen im Rhein-Main- 
Gebiet hat. Ilier ist frau nach wie vor 
"auf dem I,aufenden”, und trifft andere 
mit denen sie sonst im trennenden All- 
tag nicht zusammentreffen würde. Und 
so gibt es einen Grund, noch länger un- 
seren Sonntagsspaziergang zu erhal- 
ten. Denn solange die Organisierung, 
die Strukturen unter unterschiedlich 
alten Leuten zwar ineiner Region, aber 
aus X-Gruppen und Freundeskreisen 
nicht verbessert bsw. aufgebaut ist, wä- 
re der Verlust des Sonntagsspazier- 
gangs ein echter Rückschlag. Nicht zu 
vergessen sind wir dort an der Mauer 
oft noch ein Stachel im Fleisch rot-grü- 
ner Realpolitik, unter der Günter Sare 
vom Wasserwerfer ermordet wurde, 
ALKEM, NUKEM und Biblis weiterbe- 
trieben werden usw. 


Schon steht die nächste Polizeistrategie 
ins Haus: Eine Ilundertschaft, speziell 
ausgebildet, um gegen Militante vorzu- 
gehen, ohne dabei unbeteiligte "friedli- 
che" in Mitleidenschaft zu ziehen ( zu 
lesen in der Rundschau 20.8. ). Mit dem 
Knopf im Ohr, ohne Schilder, mit ge- 
ländegängigen Wagen sind sie an der 
Startbahn keine Seltenheit, also dort 
trainiert. Um an der Startbahn und bei 
Großstadteinsätzen für Ruhe und Or- 
dnung zu sorgen, sollen sie relativ 
"selbständig operieren” und es den poli- 
tisch Verantwortlichen zu ermögli- 
chen, in Zukunft weniger Polizisten/in- 
nen einzusetzen. Doch wie sagte schon 
Sepp llerberger: "Ein Spiel dauert 2x 45 
Minuten". 


WEITERHIN SONNTAGS 14 UHR IN 

WALLDORF KOMMT RAUSZU UNS 

STARTBAIINGEGNERINNEN 
RIIEIN-MAIN 
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geunern suchen, ist größer geworden. 

Diejenigen, die dageblieben sind, über- 
wintern, zwischen Unruhe und Behä- 
bigkeit, Spontaneität und Routine, im 
Netzwerk der linken Kultur. In alter- 
nativen Schulen und Betrieben, Kin- 


KNIFFELECKE 


derläden,linken Zeitungen und Verla- 
gen, Selbsthilfeorganisationen und 
Bürgerinitiativen und der 'neuen' Par- 
tei. 

Das Bewußtsein der Vorläufigkeit ist 
auch hier gebliehen, 


Durch Umlegen von nur zwei Streichhölz- 
chen ergibt sich ein Muster, das einem 
Streichholzhaufen verblüffend ähnlich 


sieht. Schaffen ’Sie’s? 


zu seiner Verd 


Ze die jetzt erst au a, Inch das 


wollende Kapitel Stammheim in obszön 


er Weisef 


vermarktet wurde, 
wre EMPFEHLEN DAS »ANDERE STAMMHEIM BUCH« 
PROJEKT DER WIRKLICHEN AUSEINANDERSETZUNG; 


Klaus Crolssant + Klaus Pe’ 
traub + zn Hulller + 
„H. Roth + eh 


um 10. Mal erscheint diesmal der Kalender 
der Anti-AK W-Rewegung. Auf 244 Seiten gibt 
viele Informationen, ein total überarbeiteter 


nicht mur um die AKWs, es geht auch um die 


EDERLER, 
1989 


Am 2. Juni 1985 detonierte vor der 
Messe-AG in Hannover eine Bombe. 
Dabei wurde Jürgen p. getötet. Isabell 
J. verschwand daraufhin für 10 Mona- 
te, Horst M. für 4 Monate in U-Haft: 
wegen Mitgliedschaft in der vom Staat- 
schutz sog. "terroristischen Vereini- 
gung" Wirtschaftswunderkinder, we- 
gen *129a also. 

Als Isabell im März dieses jahres aus 
der U-Haft entlassen wurde, hat es sich 
bereits angedeutet, daß die Konstruk- 
tion "terroristische Vereinigung" nach 
129a noch nicht durchgesetzt wird, 
wenn sog. Kleingruppen aus der auto- 
nomen Bewegung in ‚Bezug auf An- 
schläge und andere Nacht und Nebel 
Aktionen gebracht werden. Noch nicht, 
wie gesagt. Die Bundesanwaltschaft 
startet zwar immer häufiger Angriffe 
mit diesem * auf die autonome und an- 
tiimperialistische Linke: aber außer 
RAF,R7, und Bewegung 2. Juni istesihr 
noch nicht geglückt, die Kriterien des 
*129a auf andere Gruppierungen zu 


pressen. Die BAW wird weiter auf der B 


Lauer liegen, um eine Präzedenzfall 
schaffen zu können, wird weiter versu- 
chen die sehr vage gehaltenen Krite- 


Rolf jetzt der nächstunteren Instanz, 
dem Landgericht in Hannover abgege- 
ben. Dies wurde möglich , weil sie den 
*129a aus dem Anklagepaket gestri- 
chen haben (es fehle ein hinreichender 
Tatverdacht). Aber immerhin haben sie 
noch die Anklagepunkte *311 (Spreng- 
stoffdelikt) und Verstoss gegn das 
Kriegswaffenkontrollgesetz. Mit dem 
Proßez ist erst im nächsten Jahr zu 
rechnen.Als erfolg kann dies nur sehr 
begrenzt gewertet werden.Dazu an an- 
derer Stelle mehr. 


Kein Ereignis während der letzten Jah- 
re hat mehr Betroffenheit und Ausei- 
nandersetzungen ausgelöst als der An- 
schlag gegen die Messe-AG, samt sei- 
nen Folgen. Dadurch, daß sich Jürgen 
selbst in die Luft sprengte, waren wir 
damit ganz unverhofft konfrontiert, wie 
eng politischer Kampf und Tod beiei- 
nander liegen. Ein ganz großer Teil der 
linken Szene war verunsichert und 
handlungsunfähig. Verstärkt wurde 
dies dadurch, daß eine politische Be- 
stimmung des Anscchlaoe fehlte md 
kaum jemand sich getraute, eigene Po- 
sitionen und Begründungen zu vertre- 
ten, was umso merkwürdiger erschei- 
nen muß, da doch gerade zahlreiche 
Veranstaltungen der Messe-AG An- 
griffs- und Mobilisierungspunkte für 
Linke in Hannover gewesen sind (z.B. 
IDEE, ILA, messe mit Partnerland 
Türkei, Schlesiertreffen...). Die Maß- 
nahmen der staatlichen Ermittlungs- 
und Fahndungsbehörden trafen auf ei- 
ne verängstigte, defensiv eingestellte 
Szene. Wie ein Phantom geisterte der 
*129a durch Hannover: Razzien und 
Hausdurchsuchungen, willkürliche 
Festnahmen und Schikanen der Bullen, 
die Verhaftungen von Horst und Isa- 
bell, die massenhaften Vorladungen 
von leuten aus den verschiedensten 
Zusammenhängen der Bewegung und 
des Widerstands als Zeugen der Ankla 
ge durch die BAW. der 129a geisterte 
aber vor allem als Phantom in vielen 
Köpfen: Kontaktangst zu bewaffneter 
Politik, über die nicht mal mehr geere- 
det werden sollte, überdimensionale 
Sichtweise staatlicher Repression und 
maßlose Vorstellungen über die Wir- 
kungsweise des 129a. 


Erst durch die Entscheidung einiger 
Leute, sich nicht zum "Zeugen der An- 
klage" machen zu lassen und keine 
Aussagen bei der BAW zu machen, 
auch nicht unter der Drohung empfind- 


rien, die eine solche Vereinigung be- # 
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sen. Das Oberlandesgericht in Celle hat ! 
das Verfahren gegen Isabell, Horst und { 


licher Geldstrafen oder Beugehaft, ge- 
lang es, wieder einen Zipfel sebstbe- 
stimmten Ilandelns in den Griff zu be- 
kommen, die Ilaltung des passiven Op- 
ferstatus durch staatliche Repression 
etwas aufzubrechen. Dies  ge- 
schah,nachdem bereits sehr viele Zeu- 
gen vernommem worden waren und 
sehr viel gelabert hatten. An dieser 
Zeugenfrage hat sich eine heftige und 
emotionsgeladene Auseinandersetzung 
entwickelt. Die "Spaltung", über die 
viel gerdet wurde, war schon längst vor 
dem 2. Juni vollzogen. Durch die per- 
sönliche Betroffenheit als Rädchen im 
Getriebe der 129a-Ermittlungen, ging 
es nicht mehr, das schwammige Szene- 


ten. 


i Pr. 
Eine Position kristallisi 
Forderung nach Abschaffung des 129a. 
Es war schon recht merkwürdig zu 
beobachten, wie sich Leute aus ver- 


schiedenen Konstellationen auf "den 


*129a" stürzten, ihn als öffentlich- 
keitswirksames Betätigungsfeld ent- 
deckten und damit versuchten Politik 


zu machen. Sie bezogen sich dabei in ? 


keinster Weise auf die Kämpfe, um die 
herum das staatliche Aufstandsbe- 
kämpfungsInstrumentarium, das ja 
nicht nur ausdem 129a besteht, sich ak- 
tualisiert. Vielmehr wurde der 129a zur 
schwammigen Orwell-Vision, der alle 
betrifft. Gegenüber Formen des be- 
waffneten und subversiven Kampfes, 
gegnüber Ansätzen revolutionärer Or- 
ganisierung verhielten sie sich nicht 
nur ablehnend, sondern diffamorto- 
risch und hatten jene altbekannten 
Ausgrenzungsklisches zur Hand, die 
autonome und radikale Positionen zum 
Abschuß freigeben wollen. Die politi- 
schen Gefangenen wurden lediglich als 
Opfer staatlicher Willkür und unge- 
rechter Repression gesehen, Solidarität 
begnügte sich im formelhaften Be- 
schwören rechtsstaatlicher Garantien 
und der Forderung nach einem gerech- 
tem Prozeß. 


Unserer Meinung nach ist ein Umge- 
hen mit. dem Paragrafen 129a nur sinn- 
voll, wenn in Ihm ein Instrument in der 
Palette präventiver Aufstandsbekämp- 
fung gesehen wird und wir einen solida- 
rischen Bezug herstellen zu den Gefan- 
genen, die davon betroffen sind, samt 
jener politischen Praxis, aufgrund de- 
rer sie eingefahren sind. Es ist wichtig, 
Repression als ein Moment, das unsere 
Kampfbedingungen mitbeeinflußt, zu 
sehen. Allerdings wehren wir uns mit 
der Beschwörung einer allgegenwärti- 
gen staatlichen Repression nur noch 
Ohnmacht und Ilandlungsunfähigkeit 
gezüchtet wird und revolutionäres 
Handeln dann auch noch als schuldhaf- 
ter Verursacher dieser Repression de- 
nunziert wird, überhaupt nicht mehr. 


Sich zu distanzieren von einer Politik, 
die vom 129a betroffen ist und gleich- 
zeitig sich zum moralischen Abschaf- 
fungs-Apostel dieses Paragrafen auf- 
schwingen wollen: das ist eine dieser 
Absurditäten mit denen sich grüne So- 
zialdemokratinnen/sozialdemokrati- 
sche Grüne bei der Linken einkaufen 
wollen. 


gemeinschaftsgefühl aufrechtzuerhal- m% 


erte sich um die B4 
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‚ Preisfrage: Wenn ein Staatsanwalt 


Der Konflikt in der Zeugenfrage spie- 
gelt diesen Konflikt wider. Nachdem 
eine Restgruppe BAW-geladener Zeu- 
gen sich zum Aussageboykott ent- 
schlossen hatte, besann sich eine kleine 


Untergruppe Neunmalkluger dersel- 


ben aufeinen Kompromiß,. 

Sie wollten bei den Vernehmungen 1.) 
dem Staatsanwalt weismachen, daß sie 
zwischen den Paragrafen 129a und 311 
eine (abstrakt-akademische) Trennung 
machen würden und 2.) zum 129a keine 
Aussagen machen, weil er ein Gesin- 
nungsparagraf sei und schließlich 3.) 
zum 311 würden sie aussagen, weil sie 
dazu nichts wüßten. 


Dafür haben sie mit Ihren Razzien und 
Ausforschungen, wie irrational sie, be- 
zogen auf einen konkreten Anschlag, 
auch erscheinen mögen, eine Menge 
über uns und unsere politischen Zu- 
sammenhänge rausgekriegt. Sie haben 
eine bilderbuchreife Spaltung der 
Scene hingekriegt, getreu eines ihrer 
Ziele psychologischer Kriegsführung, 
nämlich dem Versuch, die aktiven Ker- 
ne einer sich organisierenden revolu- 
tionären Linken zu isolieren, Berüh- 
rungsängste gegenüber Formen des 
bewafneten Kampfes zu verstärken. 
Hannover war eine ganze Zeit lang 


lahmgelegt, nur noch beschäftigt mit 
hilflosen Auseinandersetzungen um 


diesen Paragrafen 129a. 


a 


wissen will, ob Frau 1.J. schwarze Kla- M% 


motten getragen habe, ist dies nun 129a 
oder 311? 


Im Grunde steckt dahinter eine Aner- 
kenntnis der Klassenjustiz, die nur in 


Ihren Auswüchsen kritisiert wird. Doch # 


wenn sie sich an die sich selbst vorge 


geben Regeln hält, z.b. an die eindeuti- 2 
ge Zuordnung eines "Täters" zum @ 


"konkreten Tatvorwurf”, den Anschlag 
also, dann wird sie akzeptiert. Klamm- 
heimlich wird eingeräumt, daß die Ak- 
tionen im Zusammenhang des bewaff- 
neten Kampfes als "Verbrechen" zu 
kennzeichnen sind. 


Die Aushorchung der Szene ist vorläu- 
fig abgeschlossen. Die AussageBoykot- 
teure wurden zu 200,-- bzw. 300,-- DM 
Strafe verdonnert. Die BAW hat nicht 
nachgehakt, um das Repertoire ihrer 
repressiven Maßnahmen (Beugehaft, 
Zwangsvorführungen, noch höhere Ge- 
Idstrafen) auszuschöpfen und hat auf 
die nichtaussagewilligen Zeugen "ver- 
zichtet". Die Ilalbe-Ilalbe-Aussager al- 
lerdings haben jetzt sämtlich das zwei- 
felhafte Vergnügen, im Prozeß als Zeu 
ge geladen zu werden. Kompromißler 
tum ist halt auch manchmal taktisch 
hirnig! 

Ist da nun viel Staub um nichts aufge- 
wirbelt worden mit diesen drei Zahlen 
1,2,9, mit dem a dahinter. Daß sie den 
Paragrafen 129u nicht extensiv anwen- 
den auf alles, was Ihnen unter die Fin 


ger gerät, hat nicht seine Gründe inder 


Stärkeder Linken,noch viel weniger in 
dem Gejammer nach Abschaffung des 
129a. Erstmals ist zu sehen, daß dieser 
Paragraf seine politische Funktion er 
füllt hat: Er war der llaftgrund für 
Horst und Isabell. Er hat dem einge- 
spieltem Duett BAW und BKA erlaubt, 


all ihre Möglichkeiten der Ermittlun- 
gen ingang zu setzen, die Geheimdien- 


ste konnten ihre Fahndung durchzie- 
hen, die Zusammenarbeit mit den örtli- 
chen Polizeibeörden trainieren. Als 
ghostwriter der BAW für die Anklage- 
schrift haben sie geschlampt. Gewohnt 
würen wir von Ihnen, die sog. "Wirt- 
schaftswunderkinder" als RAF auftre- 
ten zu lassen als Folge: Isolationshaft, 
129a, mindestens 15 Jahre bis x-mal le- 
benslänglich!. 
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Die Art und Weise, 
nahme des 129a aus der Anklageschrift 
vom OLG begründet wird, verdeutlicht 
nochmals nach welchen Kaugummi- 
‘Kriterien "terroristische Vereinigun- 
gen" juristisch gemacht werden. Die 
BAW hat praktisch die Wohngemein- 
schaft Jürgens und die persönliche Be- 
ziehung Isabells zu ihm als "Vereini- 
gung" ausgegeben. Das OLG wider- 
spricht dem. Auch die Tatsache, daß in 
R's Zimmer Spuren von der Bearbei- 
tung eines Feuerlöschers gefunden 
worden sein sollen, machen ihn nicht 
automatisch zum Bombenbastler, denn 
so das OL,G- sei es in WG's üblich, daß 
jede Frau zu allen Zimmern zutritt ha- 
be. Die berufliche Qualifikation R's als 
Schlosser kann den Verdacht einer 
Mitgliedschaft auch nicht erhärten, 
denn die "notwendigen technischen 
Kenntnisse" zur Erstellung von 
Sprengsätzen könne sich jede "relativ 
einfach" aneignen. Ähnliches gilt für 
die Tasche, die H. gehören und zum 
Transport von "Terror-Utensilien" be- 
nutzt worden sein soll: sie macht den 
Besitzer nicht automatisch zum verei- 
nigten Terroristen. Hatte die BAW die 
Aussagen eines Mitangeklagten über 
Gespräche und Diskussionen am lrüh- 
stückstisch über Themen des bewaffne- 
ten Kampfes als organisierte Willens- 
bildung" genommen, so sagt das OI,G 
darüber: es handelte sich um Einzelge- 
spräche, die "weder geleitet noch ir 
gendwie koordiniert verliefen." Auch 
theoretische Schriften, die J. zugeord 
net werden, würden sich nicht "als Or- 
ganisationsgrundlage fÜr den Aufbau 
einer terroristischen Vereinigung ei 
gnen". Außerdem beinhalten diese 
Schriften "antiinstitutionelle Züge und 


wie die Ileraus- 


wenden sich ausdrücklich gegen die 
Unterordnung des Willen der Kinzel- 
nen unter den Willen der Gesamtheit." 
Weiter: "Die Entwicklung eigener Ge- 
danken zur Aufnahme des militanten 
Kampfes gegen den Staat besagt noch 
nichts vom Stand der Verwirklichung 
dieser Pläne und weist auch nicht im 
Zusammenhang mit anderen Indizien 
etwa den tatsächlich durchgeführten 
Sprengstoffanschlägen auf das Beste- 
hen einer organisierten Personen- 
mehrheit um Jürgen p. und die Ange- 
klagte Isabell J. hin”, Na also! 


R. und Il. lediglich wegen "gelegentli- 
chen Unterstützungshandlungen" un 
gehen. I., J. "nahe verbunden" ‚bleiben 
Hauptbeschuldigte. Es gibt Andeutun- 
gen ‚daß es ihnen am liebsten wäre, die 
drei würden sich von einer Politik des 
bewaffnten ampfes distanzieren, die 
ihnen zur Last gelegten Anschläge aus 
anderen Motiven "als politischer Betä- 
tigung" entspringen würden. 


Mit dem OI,G-Beschluß ist nun weder 
der *129a entschärft, noch die "die Ge- 
dankenfreiheit" wiederhergestellt.Im 
Falle der Wirtschaftswunderkinder hat 
er seine Schuldigkeit getan. lür hat 
auch ein psycholöogisches Klima für ei- 
ne Verurteilung geschaffen. Um zu ei- 
ner 100%igen Verurteilung nach 129a 
zu kommen, werden sich einen neuen 
Fall rauspicken, Ganz offensichtlich 
läßt die BAW sich Zeit. Es ist eine Stra- 
tegie des langfristigen Gleichschaltens 
der verschiedenen OLG's, ein Gewöh- 
nungsprozeß, mit dem sie insbesondere 
ihre Techniken der Fahndung und Er- 
mittlungen durchziehen. Die Bgrün- 
dung des O1,G Celle liest sich bisweilen 
so, als wollten sie auf Teufel komm raus 
den 1294 loswerden. Mag sein, daß 
hierbei auch ein Stück Standesdünkel 
den niedersächsischen Justizbehörden 
gegenüber dem Übermut und der All- 
macht der BAW eineRolle spielt, daß da 
ein Richter einfach sauer war über die 
schlampigen Begründungszusammen- 
hänge der Anklageschrift. Wie gesagt: 
Hätten die Wirtschaftswunderkinder 
unter dem Namen RAF agiert , würde 
dies alles keine Rolle spielen. 


Insgesamt ist zu sagen, daß das Vorge- 
hen der BAW andeutet, wie zukünftig 
der *129a für sie einsetzbar wird, wie 
sie der Strategie der Kleingruppen aus 
den autonomen Zusammenhängen bei- 
kommen wollen. 


IWF - Tagung 1988 in Berlin 


Vom '27. 30.9. 1988 werden sich 10 
12000 Finanzchefs, Banker, Exper- 
ten, Journalisten und ihre Bewacher in 
Berlin zu einer "ordentlichen Tagung 
von IWF ( Internationaler Währungs- 
fonds ) und Weltbank treffen. 

Obwohl es bis dahin noch ganz schön 
viel Zeit ist.gibt es bei kleinen Gruppen 
schon Überlegungen dazu. Eine von ih- 
nen hat der "Unzertrennlich” ein paar 
Überlegungen aufgeschrieben. 


’ 


Der 11.6. ist bis heute noch ein Datum, 
mit dem fast jede von uns was anfangen 
kann. Die Mobilisierung zum Reagan 
Besuch lief bundesweit, die militanten 
Aktionen wurden von Vielen getragen, 
sehr viel mehr als die Aktiven fanden es 
richtig, die Propagandashow der Iler- 
rschenden möglichst nachhaltig zu stö- 
ren und für viele Einzelne, für viele 
Kleingruppen waren diese Tage ein 
wichtiger Schritt in Richtung Wider- 
stand. 


beim Protest. Die Versuche, die Aktio- 
nen gegen den nun besonders üblen 
Ober Mac der US IMperialisten weiter- 
zuführen, in ihnen den Anfang eines 
viel längerfristigen und in der Zielrich- 
tung eindeutiger begründeten Kampfes 
zu sehen, sind zunächst gescheitert, sie 
blieben Papier, Anspruch, etwas zu- 
nehmend Abstraktes und Allgemeines. 


In Berlin sah das dann so aus, daß eine 
Liste von 40 Objekten erstellt wurde, 
um die Verbindungen der Herrschen- 
den in der Stadt mit dem weltweiten 
Imperialismus deutlich zu machen: 
Zweigstellen der Multis, Militärein- 
richtungen, Botschaften, Forschung- 
sinstitute usw. aber die Liste wurde zu- 
nehmend mehr ein "Pflichtprogramm"; 
Wir müssen dorthin, weildas zeigt, daß 
wir die konkrete Wut in einen allge- 
meinen Zusammenhang stellen..." 


Nachträglich ist auch klar, daß die Ak- 
tionen am 11.6. deshalb so "stark" wa- 
ren, weil wir uns stark gefühlt haben: 
wir hatten uns mit den besetzten Häu- 
sern einen kleinen Freiraum erkämpft, 
waren viele und wurden mehr, konnten 
auch mutiger werden: es gab viele Tref- 
fen, Veranstaltungen, Feierlichkeiten 
der Herrschenden, bei denen sie immer 
wieder berechtigte Angst haben muß- 
ten, daß wir Chaoten auftauchen wür- 
den und oft genug haben sie sich dann 


würden und oft genüg haben sie sich 
dunn lächerlich gemacht. 


Wir machen diese Nachbetrachtungen 
natürlich nicht, um alte Glücksgefühle 
warmzukochen und dann mit dramati- 
schem Ton dazu aufzurufen, es auch 
jetzt wieder den Schweinen zu zeigen, 
wenn die 1988 hierher kommen: wir 
wollen eine gründliche Analyse der jet 
zigen Bedingungen. 


Fangen wir mal mit den Schwierigkei 
ten an: es gibt sicherlich nicht viele 
Leute in der Stadt, für die der Wider 


an 
RZ 


stand gegen IWI’/Weltbank etwas 
Selbstverständliches ist. Dußes zentru 

le Institutionen imperialistischer Nler 

rschaft sind,hat sich bei den meisten 
rumgesprochen, und keine l’ruu würde 
sonderliches Wohlwollen für sie ent- 
wickeln wollen aber sie sind sehr weit 
weg, haben mit komplizierten Kapital 
und Ausbeutungsprozessen zu tun, die 
nicht so offensichtlich brutal, wie Ra- 
keten und Bombengeschwader sind, 


‚ werden nicht symbolisiert durch bru- 


tale Oberschweine, sondern maschi- 
nenartige Experten. 

Ihre Praxis ist die friedliche Kinigung 
am Konlerenztisch, bei der leschlus 
sen wird, daß eine Regierung bestimm 
te Bedingungen des IWF ukzeptiert 
und dunuch Geld bekommt, diese 
"Großzügigkeit" bedeutet den Ilunger 
tod vieler Menschen. Es’ist schwer zu 
übersehen ‚duß es im Anschlußan diese 
friedlichen Kinigungen eine blutige 
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Spur von Ilungerrevolten und ihrer 
Niederschlagung gibt 

Diese Unsichtbarkeit des Zentrums 
imperialistischer Herrschaft ist natür- 
lich kein sonderlicher Zufall:es gibt 
keine Berichterstattung, sondern nur 
Expertengefasel auf den Wirtschafts 

seiten der Zeitungen, und leider gibl es 
auch wenige Genossinnen, die sich mil. 
diesen komplizierten Prozessen eini 

germaßen nuskennen. 

Die Unsicherheit, das Indirekte, dus 
Komplizierte das ist sicherlich eine 
Schwierigkeit, die Kampf und Wider- 
stand erschwert, kein klares Gefühl der 
Gegnerschaft aufkommen läßt, die 
spontane Wut ersticken läßt. 

Was sind die Pluspunkte? 

Es gibt Entwicklungen bei den Grup- 
pen, die sich mit "Internationalismus" 
zumeist. in der Solidarität mit be 

stimmten Bewegungen beschuftiggt it 

ben: hier wird zunehmend darauf ge- 
achtet, welche Rolle die BRD) im impe- 
rialistischen Gesamtkonzept spielt, 
wie ökonomische Faktoren den jeweili- 
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gen Handlungsspielraum objektiv ein- 
grenzen wie neben der praktischen So- 
lidarität auch eine Dimension von An- 
griff gegen die Nutznießer hier ent- 
wickelt werden kann. (zu denen auch 
du gehÖrst.d.S.) Dazu kommt das Inter- 
nationalismus immer weniger ein 
Sonderbereich ist: die Anti-Akw- 
Bewegung bezieht sich aufexterne An- 
lässe, aber wehrt sich zunehmend we- 


niger nur noch gegen ganz konkrete 9 


BRD-Projekte: die Profitinteressen der ° 
Atomindustrie und also im wesentli- 
chen die weltweiten Exporte geraten in 
den Mittelpunkt der Aufmerksamkeit, 
vielleicht auch bald in den Bereich der 
Auseiandersetzungen; die Kenntnisse 
über Profitinteressen der Gen-l'echnv 
logie verweisen auf den weltweiten 
Wachstumsmarkt dernächsten Jahr- 
zehnte,der der Mikroelektronik nur 
wenig nachzustehen scheint hier 
scheint eine internationalistische Hal- 


- 16- 


tung schon viel verbreiteter zu sein. 
Trotz einer weitverbreiteten und an- 
haltenden "Aktionspause” ‚wenn als 
Vergleich die Jahre 1980/81 dienen 
sollen, finden sich bei konkreten An- 
lässen nach wie vor überraschend viele, 
die spontan und deutlich ihren Protest 
und Widerstand äußern, und viele lix- 
Aktive brauchen einige Zeit, um mit- 
zumachen, nachdem sie allzulange be- 
klagt hatten, daß sich überhaupt nichts 
mehr rührt. 

Gleichzeitig zeigt die Welle von gelun- 
genen und überlegten Kleingruppe- 
naktionen, daß sich viele nur aus dem 
Rampenlicht zurückgezogen haben. 
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AA HT r N P : 
uteten und Unterdrückten der — 


ganzen Welt konkret zu beweisem 
dann können sie wieder abhauen in ih- 
re Reichen Ghettos,ihre Ilauptquar 
tiere. Ihnen demonstrativ in den Arm 
fallen , sie daran zu hindern, ihre l,ü 
gen weltweit zu verbreiten: das klingt 
angesichts der Schwierigkeiten ge 
genwärtig wohl sehr großmundig, aber 
wir halten es für durchaus reulistisch, 
unter best. Vornussetzungen zumin 
destdafür zu sorgen, daBauch eiher vom 
ihnen bezuhlten Öffentlichkeit. Oppunt 
tion und Widerstand unüberschlr 
werden und dies obwohl sie ihren Bul 
lenapparut. schon jetzt auf diese Si 
cherheitsproblem angesetzt haben. 

Es gibt ein paar Voraussetzungen, die 


Es gibt kein ruhiges Hinterland 


Ein weiterer Pluspunkt ist die Tat- 
sche, Daß die lästige und von uns z.T. 
völlig dogmatisch geführte Diskussion 
überdie Aktionsformen zwar nicht 
beendet, aber doch weit in den Hinter- 
grund getreten ist. Das Projekt "ge- 
waltfreier Widerstand trägt zur Ver- 
breiterung und wird so erfulgreich 
sein" ist durch den Verhandler-HFlügel 
der”Besetzer, durch die übergroße 
Mehrheit der Friedensbebwegung,- 
durch die "Aktionen" gegen den 116 so 
gründlich ausprobiert worden,das es 
hauptsächlich Schmunzeln hervorruft, 
wenn es leidenschaftliche Unterschrif- 
tensammlungen und Appelle, wie erst 
kürzlich bei den Anti-AKW-Aktionen 
produziert, während die Wackersdorfer 
Bürger die Chaoten mit Wurfgeschos 
sen versorgen. 

Ob diese Pluspunkte hinreichen wer 
den ‚die Schwierigkeiten in den Ilin 
tergrund zu drücken, wird sich zeigen. 
Wenn wir das nicht so einschätzen wür 
den, wäre eine IWF-Kampagne, nicht 
gerade die Sache, in die wir uns rein- 
hängen wollen. 

Ein Grund ist, daß sie dreist an die Öf- 
fentlichkeit kommen: Notenbankchefs 
und Finanzminister aus über 150 län 
dernetc., der Apparat des IWI" sie Alle 
und ein Troß von Eixperten, Beratern 
werden im Sept '88 in Berlin einflie 
gen, sich im ICC versammeln , in Ilu 
tels untergebracht werden müssen zu 
sammen nit ihren Privatbullen und 
den geknuften Journalisten sind en 
über 10000 Leute. Da sie demonstrutiv 
ihre Zurückgezogenheit aufgeben, mau 
chen sie sich angreifbar; da sie Wert 
auf einen Propagandarummel wie Ite- 
agan am 11.6. legen, werden viele, 
auch unterschiedliche Medien auch 
schon Wochen vorher präsent sein,wird 
es hier nicht nur die gekauften Journa 
listen geben. 

Wir wissen, daßes eine weltweite Op 
position gegen IWF/Weltbank gibt. 
Wenn's uns gelingt, dies parallel zu 
ihrem Propaganda Rummel in diesen 
4’l'agen sowohl per Argument. wie pur 


- Aktion zu demonstrieren ‚gibt es viel 


leicht die Möglichkeit, in einer der Rei 
chen Metropolen Gemeinsamkeit von 


.. 


wir schon jetzt. benennen können: 

Wir sollten die 2 Jahre Vorbereitungs- 
zeit als Prozeß begreifen. Es ist klar, 
daßfür uns alle im Herbst 88 Berlin an- 
gesagt. ist, aber das reicht nicht. Unse- 
re Aktionen werden ein Flop, ein einfa- 
ches Protest-Aufbäumen (was sowieso 
nicht falsch ist!) das zu schnell in sich 


zusammensinkt, wenn wir nicht 
in diesem Prozeß lernen, komplizierte 


Realitäten zu erkennen, uns mit ihnen 
zu beschäftigen: also die Prozesse, wie 
und wo die Schweine drinstecken, aber 
auch, wo sie sich untereinander be- 
kämpfen, wo sie sogar gegeneinander 
arbeiten, wo sie sogar schon Teilberei- 
che aufgeben, die sie zunächst nicht 
mehraufrecht erhalten können kurz: 
uns diese ganze Scheiße so reinzuzie- 
hen lernen, daß wir nicht ohnmächtig 
und blöd rumstehen, aber auch nicht zu 
"Schulungsgruppen" verkommen, die 
immer mehr vergessen, warum wer 
was lernt: da ist der konkrete Konflikt 
jedesmal vorgegeben und nicht zu 


übersehen! 
Wir sollten aufpassen, daß diese IWF- 


Geschichtenicht zueinem neuen Mode- 
Boom wird. Wir denken uns das nicht 
so, daß wieder die alte Leier von 1.000 
Gruppen-Treffen und Koordinationsk- 
reisen anfängt, sondern daß die Aktivi- 
sten in ihren Arbeitsbereichen jeweils 
neu diskutieren, an welcher Stelle die 
konkreten Konflikte was mit "Weltö- 
konomie" zu tun haben. Daß die ver- 
schiedenen SoliKomitees in diesen ''a- 
gen in Berlin ihre Treffen- verunstul- 
ten, dürfte wohl klar sein aber es wäre 
genau richtig, wenn auch die Anti- 
AKW-Bundestreffen in dieser Zeit ein 
Treffen mit breiter internationaler Be 
teiligung abhalten würden, und die 
Gruppen, die gegen weltweite Aufrü- 
stung und Waffenexport vorgehen, und 
die Aktivisrtinnen gegen die Gen- 
Technologie....... 

Wir müssen einen Prozeß organisieren, 
in dem wir uns kennenlernen, experi- 
mentieren, Stärke wiedergewinnen, 
Schwächen frühzeitig erkennen. Wir 
halten es für falsch, bis 1988 zu warten, 
wir wollen überschaubare Teilschritte. 
Am 18.5.1987 findet die Hauptver- 
sammlung der Deutschen Bank im ICC 
in Berlin statt; und so völlig unbedeu- 
tend ist diese BRD)-Einrichtung nun 
nicht, daß wir sie mit Nichtbeachtung 


sonderlich beeindrucken könnten. 
Frage an alle Aktivisten der verschie- 


denen’l'eilbereiche: könnte es sein, duß 
die Deutsche Bank auch mit Euren Ge- 
gnern was zu tun hat? 

Wäre es sinnvoll, dies zusammenzu 
tragen, auch per Demonstration einen 
= gemeinsumen Widerwillens? 

Wäre es sogar sinnvoll, daß organisiert 


zu tum? ; 
le, die was mit diesen Ideen anfıım 
gen können, sollen sich mit uns in ge 


en eigneter Form in Verbindung setzen; 
E/ 


offiziell zu erreichen sind wir zunächst 
h über die: 

"IWF-Gruppe, Latein-Amerika- 
Zentrum", Crellestr. 22, 1 Ber- 
lin 62 


Nicaragua ... 
Ende der Brigadenbewegungj A 


Mitte August - drei Wochen nach einem 
erneuten Contra - Anschlag auf drei In- 
ternationalistas ( alle tot - zusammen 
mit zwei Nicas ) verkündete der nicara- 
guanische Präsident Ortega den Rück- 
zug aller "ausländischen Helfer" aus 
den Kriegsgebieten. 

Ein harter Schlag für eine - vorwiegend 
europäische Bewegung die in den letz- 
ten beiden Jahren über diese Artder So- 
lidarität die eher traditionelle Form der 
Soliarbeit ( Veranstaltungen und Öf- 
fentlichkeitsarbeit ) zunehmend ab- 
gelöst hatte, damit aber gleichzeitig 
den politischen und materiellen Nutzen 
der Solidaritätsarbeit mit Nicaragua 
gewaltig erhöht hatte. 

Was steckt hinter der Entscheidung 
Nicaraguas und was sind die Auswir- 
kungen ? 

Von Anbeginn der Diskussion um die 
praktische Solidaritätsarbeit in Form 
von Arbeitsbrigaden hatte es Differen- 
zen zwischen den Offiziellen in Nica- 
ragua und der Solibewegung gegeben. 
Hatten hier die Solimenschen - speziell 
aus dem linksradikalen Spektrum (da- 
mals festgemacht am Berliner Aufruf 
"Waffen für El Salvador - Arbeitsbriga- 
den für Nicaragua") - eher eine politi- 
sche Massenbewegung im Kopf und im 
Auge, befürworteten die Nicas selbst 
eher ausgewählte Gruppen, deren 
Mitglieder in bestimmter, verschiede- 
ner Weise qualifiziert sein sollten. Da 
die damals (Spätsommer 1983) neue 
Eskalationsstufe des US - Krieges in 
die Vorbereitungszeit der Kaffeernte 
83/84 fiel, akzeptierten die Nicas den- 
noch größere Gruppen, die dann eben 
Kaffee pflückten, Tabak ernteten, aber 
auch schon im Hausbau und anderen 
technischen Projekten tätig waren. Es 
wurde also doch eine Massenbe wegung. 
Politisch aber lähmte sich diese wieder 
in Gang gekommene Bewegung hier in 
der BRD weitgehend selbst - über die oft 
ganz unterschiedlichen Rangehenswei- 
sen aneine politische Kampagne. Sollte 
z.B. auf die Kampagne "Waffen für El 
Salvador" Bezug genommen werden 
(was die Linken vorschlugen) oder 
mußte EI Salvador in Verbindung mit 
Nicaragua am besten völlig wegfallen, 
wie es die Nica - Botschaft in Bonn und 
die "Gemäßigten" in der Solibewegung 
meinten? Die Diskussionen nervten - 
und stagnierten. Die Folge war eine zu- 
nehmende Privatisierung der Projek- 
tarbeit für Nicaragua. Das Volumen 
dieser Art von Solidarität in Geld - und 
Sachwerten überstieg trotzdem weit 5 
mio. DM. Je weiter aber private Projek- 
te in Nicaragua realisiert wurden, de- 
sto mehr entpolitisierte sich die Solida- 
ritätsbewegung mit Nicaragua (und El 
Salvador). Brigade gleich Alternativur- 
laub, nicht so sehr weit geholt bei vie- 
len, die politische Vorbereitung be- 
schränkte sich auf Gruppendynamik, 
schließlich konnten sogar in zwei Fäl- 
len junge Bullen (einer aus dem 
Rauschgiftdezernat irgendwo in NRW) 
mitfahren, ohne daß sich hier wer noch 
groß dran stieß. 

Die Arbeit drüben flutschte, aber nur 
technisch und vor Ort. An der Basis in 
Nicaragua war meist eitel nnen- 
schein, die offiziellen Nica - Stellen wie 
z.B. das offizielle Nica Solidaritätsko- 
mitee mit den Völkern - CNSP - blok- 
kierten oder störten oft mit blöden Reg- 
lements die Arbeit. D.h. der anfängli- 
che Widerspruch zwischen unseren und 
den Nica Vorstellungen war nur ver- 
deckt, nicht überwunden. Bei etlichen 
Anlässen wurde dieses deutlich, jetzt 
dieser, die Ermordung dreier Auslän- 
der (Europäer) gab den Ausschlag, die 


ungeliebten Brigadisten in die Schran-- 


ken zu weisen. 

Das ist die eine Seite der jetzigen Eint- 
scheidung. So war auch eine den zu- 
sammengeholten Internationalistas 
gegebene Krklärung reordenumiento 
= die Neuordnung der Brigaden (so die 
lirklärung in der Region I). Die anderen 
Gründe wurden in den beiden anderen, 
vom Krieg wesentlich betrolfenen Ge- 
bieten gegeben: in der Jinotega / Mata 
galpa - Region ( VI) war es eine bevor- 
stehende Großoffensive der Contras, in 
Chontales ( V )der Druck ausländischer 


Sr 


# 


Regierungen. ‘An allem ist sicherlich 
was dran. Entscheidend nach unserer 
Meinung ist der Druck der ausländi- 
schen Regierungen Spaniens, Schwe- 


dens, der Schweiz und auch der BRD - 


diesaber nur über mögliche EG - Gelder 
- und die grundlegende Ausrichtung der 
Nica - Außenpolitik. 

Hierzu einige kurze Anmerkungen zur 
Geschichte: Als letzte der Fraktionen 
der FSI,N im Befreiungskrieg gegen 
Somoza hatte sich die "Dritte" gebildet, 
die "Terceristas" (neben den "Proleta- 
riern" oder "Aufstandslinie" und der 
Fraktion des "langandauernden 
Volkskrieges" - GPP). Die Terceristas 
hatten als gemäßigte Gruppe bald die 
Unterstützung der SI (Sozialistische In- 
ternationale) und Zugang zu den Ge- 
Idquellen der sozialdemokratischen 
Parteien, insbesondere der SPD und der 
AP in Venezuela. Diese Gruppe -heute 
im Neuner - Führungsgremium der 
FSLN durch Daniel und Humberto Or- 
tega verteten - hat sich gleichnach dem 


“Juli - Triumph politisch durchsetzen 


können (Wirtschaftspluralismus, keine 


sofortige Agrarreform, nationaler Kon- 
sens mit der Bourgeoisie), ohne daß die 
anderen einflußlos genannt werden 
können. Aber die Tercerista -I.inie 
schien den kontinuierlichen Geldfluß 
der westeuropäischen Sozialdemokra- 
tie zu garantieren. Die politischen Dif- 
ferenzen werden nie offen ausgetragen, 
aber klar ist, daß die GPP lieber Tomas 
Borge (heute Innenminister) zum Prä- 
sidenten gemacht hätte, die Terceristas 
setzten sich aber mit Ortega durch. 


Oder bei den Verhandlungen mit der 
Contadora - Gruppe: die Terceristas 
sind dabei sicher immer zu. sehr viel 
weitergehenderen Zugeständnissen be- 
reit als die GPP - Fraktion unter Tomas 
Borge. Umgekehrt war es wohl diese 
Gruppe, die sich mit der Ausweisung 
der Bischöfe Bismarck Caballo und An- 
tonio Vega durchgesetzt hat. Kurz, die 
wesentlichen Züge der nicaraguani- 
schen Außenpolitik bestimmen die Ter- 
ceristas, 

Der Draht zur SI ist dünner geworden, 
aber es gibt ihn noch.Entscheidend da- 
bei ist, daß die Gruppe um die Ortegas 
weiter strategisch auf diesen Zusam- 
menhang setzt. Auf diesem Hinter- 
grund ist - bei der Abwägung zwischen 
Internationalistas und westeuropäi- 
scher Hilfe - die Zurückziehung der 
Leute aus den Solidaritätsbewegungen 
zu verstehen. Klar, daß sie von den 
Rechten auch mehr Geld kriegen als 
von uns. Klar auch, daß sie das Geld 
wegen ständig sinkender Devisenein- 
nahmen dringend brauchen. Aber wie 
schnell, ja wie dreist sie auf einen Teil 
der politischen Solidarität der westeu- 
ropäischen Linken jetzt verzichten, ist 
doch erschreckend. Es ist offensicht- 
lich, daß die Nica - Offiziellen unsere 
Solidaritätsbewegung politisch nicht 
ernst nehmen. Gut, diese Bewegung ist 
sehr schwach geworden. Aber anders- 
rum. An der Basis in Nicaragua wurde 
diese Bewegung sehr ernst genommen. 
Sie war der Garant für die (öft minima- 
le) Fortführung des revolutionären 
Aufbaus dort. Vor einer solch weitrei- 
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chenden politischen ' 
re ja wohl eine breite !)iskussion ange- 
sagt gewesen. Nicht nur wegen uns, 
wegen der tausenden von Nicas oder 
salvadoreanischen Flüchtlingen, mit 
denen wir zusammengearbeitet hatten. 
Denn: wer ist für die Verteidigung z.B. 
der Selbstverteidigungskooperative 
"Ernesto Acuna" nördlich von Jinotega 
(Region VI) verantwortlich? Die Leute 
selbst, nicht irgendwelche rangekarr- 
ten EPS - Verbände. Das ist in hunder- 
ten von Kooperativen im Norden so. 
Und diese compas hatten nichts mit der 
Entscheidung Ortegas zu tun. Es ist das 
absolut hierarchische von - oben :nach - 
unten - Denken der Staatsführung in 
Nicaland, das wir scharf kritisieren. 
Die politischen Entscheidungen zugun- 
sten der SI ist auch deshalb fragwürdig, 
weil Nicaragua auch aus dieser Ecke 
seit 1979 nicht einmal längerfristige 
Zusagen wirtschaftlicher oder kredit- 
politischer Art für politisches Wohl- 
verhalten bekommen hat. Warum hof- 
fen sie jetzt wieder drauf? Warum ist 
ihnen der ‘mögliche neuerliche Solida- 
risierungseffekt mit den Internationa- 
listas in der BRI) / Spanien / Schweiz so 
wenig wert? Dahinter schimmert deut- 
lich eine Grundlinie sozialdemokrati- 
scher Politik, Massenbewegungen nur 
aus taktischen Gründen zu benutzen, 
um sie dann, wenns opportun ist, wie- 
der sausen zu lassen. 

Nach dem Stand von heute ( 1.9.86 ) 
werden die Arbeiten in den schon oben 
genannten - Kriegsregionen auf die Re- 
gionshauptstädte beschränkt. Binige 


‘scheidung wa- 


der I., oder San Miguelito in der Spe- 
zialregion | ) ändern nichts dran. Aber 
es regt sich Widerstand gegen diese 
Entscheidung. Nicht nur hier in der 
BRD, sondern auch unter den dort Ver- 
bliebenen. Ein sich regelmäßig treffen 
der Kreis aus den Brigadisten hat ein 
Schreiben un Ortega gerichtet, in dem 
der Präsident aufgefordert wird, den 
Beschluß rückgängig zu machen. Nrü 
ben waressehr stark die Art und Weise 
des Abtransports, die die Wut erzeugt 
hatte. Oft konnten die Leute nicht ein- 
mal ihre Klamotten zusammenpacken, 
oder kriegten garnicht gesagt, wohin 
die Reise gehen sollte, als der LKW 
kam. In einem von der Infostelle Nica- 
ragua in Wuppertal verbreitetem 
Rundbrief werden über 40 Gruppen 
und Projekte genannt, die den Ortega - 
Beschluß kritisieren und erklären, sie 
würden ihre Arbeit - auch in den 
Kriegsgebieten - fortsetzen. Zahlreiche 
Einzelmenschen haben sich dieser Er- 
klärung angeschlossen. Kine solch 
starke Opposition der l,eute in Nicara- 
gua überascht schon. Bisher war oftein 
blindes Folgen der FSI,N -Anordnun- 
gen und Politik zu sehen. Bleibt zu hof- 
fen, daß dies nicht nur ein verbaler 
Sehall ist. 

Aus der Solidaritätsbewegung hier 
gabs auch schon Kritik, wie im ides - 
Informationsdienst El Salvador - Nr. 
302. Aber die Diskussion, wie hier eine 
neue Bewegung in dieser Ecke poli- 
tischer Arbeit angeleiert werden kann, 
steht noch aus. 


wenige Ausnahmen ( Pueblo Nuevo in 


’ 


